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~ 17 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XI. GP. 

Bericht 

des Verfassungsausschusses 

über die Regierungsvorlage (208 der Bei­
lagen): Bundesgesetz über die Personlalver­
tretung bei den Dienststellen des Bundes 

(Bun'delS'-Personal vertretungsgesetz) 

Der Y,erfassungsausschuß hat in s,einer Sitzung 
am 4. November 1966 zur Yorberatung der im 
Eingang bezeichneten Regierungsvorlage einen 
Untierausschuß eingesetzt, dem von der Öster­

,l'eichischen Volkspartei die Abgeordneten 
G u g gen b erg er, Dr. Hau s e r; Doktor 
Kr a n z 1 m a y r, K 'r em p 1, Dr. Ku m me r 
und S t 0 h 's, von der Sozialistischen Partei 
Österreichs dlie Abgeordnetlen Dr. K 1 ein er, 
Ing.' S ehe i ben g r a f, S t r ö er, Ha a s, Ro­
bert Weis z und von der Ereiheitlich,en Partei 
Ö!>terreichs Abgeordneter Dr. van Ton gel 
angehörten. 

Der Unteraus:schuß hat die Regierungsvorlage 
in vier Sitzungen eingehend und gründlich bera­
ten und ein,e Reihe von Abänderungen und Er­
gänzungen im Ges,etzentwurf vorgeschlagen, 
worüber dem Verfassungs ausschuß ein umfassen­
der Bericht vorgelegt wurde. 

Im einzelnen werden folgende Änderungen 
an der Regierungsvorlage vorgeschlag,en: 

1. § 1 Abs. 5 erster Satz hat zu lauten: 

"Zentral1stellen im Sinne dieses Bundesg,esetz.es 
sind das Bundeskanzleramt und di'e einzelnen 
Bundesmin,i'sterien sowie Dienststdlen, di,e k,ei­
nem BundesmlThisterium nachgeoronet s'ind." 

Durch diese Änderung soll der Gefahr einer 
Auslegungsschwierigkeit, wer' als Leiter der 
Dienststelle bei der Präsidentschaftskanzlei, bei 
der KanzIei des Präsidenten des Na.tionalrates 
usw. (§ 13 Abs. 2) anzusprechen ist, begegnet 
werden. Darüber hinaus wird durch .die Ände­
rung vermileden, daß der Bundespräsident, der 
Präsident des Nationalratles usw. aIs Dienststellen­
leiter angesprochen wer,den. 

2. Der erste Satz des § 2 Abs. 1 hat zu lauten: 

"Die Persona,lvertretung ist nach Maßgabe der 
B'estimmungen dieses Bundesges,etz,es berufen, die 
beruflichen, wirtschaftl~chen, sozialen, kulturellen 
und gesundheitI.ichen Interessen der Bedi,ensteten 
zu wahren und zu fördern." 

Durch diese Umstellung soll zum Ausdrud.. 
kommen, daß die vomehmli,che Aufgabe cer 
Personalvertretung die Yertr,etung der beruf­
lichen Interes,sen der B,ediensteten ist. 

3. Dem § 4 Abs. 1 zweiter Satz ist nach ein,em 
Strichpunkt an SteHe des Punktes anzufügen: 

"hiebei ist dafür zu sorgen, daß für Dienststellen 
mit. weniger als fünf Bediensteten gemeinsam 
mit andel'en DienststelLen eine P,ersonalvertr,e­
tung ges,chaffen wird." 

Dies,e in Abs. 2 enthaltene Bestimmung paßt 
systematisch besser an diese Stelle.' 

4. § 4 Abs. 2 hat zu lauten: 

"Für welche Dienststellen oder Di,enststellen­
teile eine gemeinsame und für weIche DienlSt­
std!.en mehrere P,ersonalvertfletungen gebild.et 
wer,den, hat der zuständ.ige Zentralausschuß nach . 
Anhörung der beuroffenen Dienststellenaus­
schüsse im Einvemehmen mit dem für den Zen­
tralauss,chuß zuständig,en Lei,ter der Zentralstelle 
zu bestimmen. Hieb ei iM d.er Sitz der g,emein7 
samen Personalvertretung zu bestimmen." 

Dj.e Zusammenlegung oder Teilung von 
Dienststellen zum Zwecke der Personalv,ertre~ 

tung soll nicht ohne Anhörung der betroffenen 
Dienstste!llenausschüsSle erfolg,en. Die zweite 
Satzhälfte des zweiten Satzes soll aus Gründen 
der Systematik in den Abs. 1 aufgenommen 
werden (siehe oben Punkt 2). 
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2 417 der Beilagen 

5. Der zweite Satz des § 4 Abs. 3 hat zu 
lauten: 

"Wer 1m Sinne dtieses Bundesges,etzes als Leiter 
der zusammengefaßten DienstSltel1e (Dienststel­
ienteile) gilt, hat der zuständig.e Zentralausschuß 
nach Anhörung der betroffenen Di'enststellenaU5-
schüsse im Einvernehmen mit dem fü.r den Zen­
tralauss,chuß zuständig'en Leiter ,der Zentralstelle 
zu beSltimmen." 

Siehe die Begründung Zur Abänderung des § 4 
Abs.2. 

6. Dem § 6 Abs. 3 ist folg,ender Satz an zu­
füg,en: 

"Unterläßt dieser die Einberufung, so obliegt 
die E,inberufung dem jeweiLs nächstältesten 
stimmberechtigten Bediensteten." 

Durch diese Bes'thmmung soll für den Fall vor­
gesorgt wer;den, daß der zur Einberufung der 
DiienststeUenversammlung -verpflichtete äl:teste 
Dienststelknang,ehörige untätJig wird. Eine ähn­
liche Bestimmung enthält § 6 Abs. 3 der Ge­
smähsordnung des Nationalrates, BGBI. Nr. 178/ 
1961. 

nisse) in Wegfall kommen, sondern nur dann, 
wenn es sich um KontroUen handelt, die dem 
Dienstbetrieb dienen und die, 'soU der angestrebte 
Erfolg nicht von vornherein unmögLich gemamt 
wer;den, überraschend abg,ehalten wer;den müssen. 

10. Dem § 9 Abs. 1 lit. eist 'anzufüg'en: 

"und in däesen Belangen erforoe:rlich,en­
falls dile zuständige Aufsichtsbehörde anzu­
rufen." 

Diese Ergänzung bezweckt die Kla,rlstellung, 
daß die Personal vertretung in Di,ens'tnehmer­
schutz- und SOl!ialversicherung~angdeg,enheiten 
bei erfolgloser Intervention im Wirkungsbereich 
der Dienststelle berechtigt ist, die Aufsichtsbe­
hörde anzurufen. 

11. Die lit. b bis e des § 9 Abs. 1 weraen wie 
folgt umg,estellt: 

Lil\:. c wiro 1it. b, J,it. d wira lit. c, lit. e wiro 
1it. d und lit. b wird lrt. e. 

Durm dies,e Umstel1ung soll, ~er Eindruck 
vermieden wel'den, daß die Aufrechterhaltung 
der Di5ziplin eine Hauptaufgabe der PeI'lSonaI-
vertretung ist. 

7. Der dritte Satz des § 6 Abs: 7 ist zu st!'ei-
chen. 

'Durch die S-treichung der Bestimmung, daß 
bei Stimmeng1eichhe~t die Stimme des Vorsitzen­
den entJs'cheidet, soll zum Ausdruck kommen, 
,daß nur, Mehrhei'tsbeschlüsse möglich sind, das 
heißt, ein Antrag bei Stimmengleichheit als ab­
gdehn t gilt. 

8. Der er&te S'atz des§ 8 Abs. 3 hat zu lauten: 

"Bei Anwendung der Abs. 1 und 2 ist die An­
zahl der ß.ediensteten d,er Dienststene am Tage 
der Ausschreibung ,der Wahl maßg,ebend." 

Dl1rch die Aufnahme des Abs. 1 in dLesen 
Satz soll zum Ausdruck kommen, daß die F1est­
stellung, ob in einer Dienststelle mindestens 
20 Bedienstete beschijhigt sind und in dieser 
daher ein Dienst&tellenausschuß zu wählen ist, 
jeweills nur am Tag,e der Ausschr,eibung der Wahl 
zu treffen ist. 

9. § 9 Abs. 1 lit. d hat zu lautlen: 

"an der Besichtigung von Dienststellen 
durch ,behördlich'e O~gane, sof,ern diese 
nicht Kontrollen des Di,enstbetriebes dient, 
teilzunehmen; die Diensts'tellenausschüsse 
s'ind von 'Solchen Besichtigungen zeitJgerecht 
in Kenntnis zu setz,en;". 

Der Text der Regierungsvorlage ist zu um­
facssend. Das Recht der Persorra\.vertretung, an 
Bes~chtigun'gen teilzunehmen, soli nicht schon bei 
jeder Kontrollzwecken d~enenden Bes~cht.igung 
(zuI? Beispiel Kontrolle der sanitären Verhält-

12. Der Eingang des § 9 Abs; 2 hat zu lauten: 

"Mit ,dem Dicn5tstellenausschuß ist das Ein­
V'1ernehmen zu pflegen (§ 10):" 

Was unter "Einvernehmen pfl~en" zu ver­
stehen ist, wird im § 10 näher umschrieben. Aus 
diesem Grunde soll im § 9 Abs. 2 auf § 10 ver~ 
wiesen werden. 

13. Der erste Satz des § 10 Abs,. 4 hat zu 
huren: 

"Entspricht der Leiter der Diensti>tJelle den 
Einwendungen des Dienststel1enaus,s,chusses gemäß 
Abs. 1 binnen zwei Wochen nicht in vollem Um­
fange, so hat Cl' dies j:l.em DienststeHenausschuß 
umter Angabe der Gründe bekanntzugeben." 

Durch die Normierung einer befri:sllet,en Ent­
scheidungspflicht soU verhinde!'t werden, daß 
das Mitsprachellecht der p.ersonalvertretung durch 
Nichtededigung ihrer Einwendungen, Anträge, 
Anregung,en und Vorschläg,e au!>gesmaLtet wird. 
Durch di'e Bdristung soll auch bewirkt werden, 
daß Angelegenheiten, Idie in den Zuständigkeits­
bereich der übergeordneten DienststeI1e fallen, 
möglichs1t rasch an diese Dienststelle gelangen. 

14. § 11 Abs. 1 1it. c hat zu lauten: 

"bei den Oberlandes'gerichten für aUe Be­
direns'teten, ausgenommen' für j.ene des 
Justizwachdienstes ,einschließlich des Dien­
stes der Jugenderzieher und der übrigen 
Bediensteten an JU9tizatista1ten;". 
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417 der Beilagen 3 

Beim BundesminilSterium für Justiz soll ein 
Zentralausschuß nicht nur für die Bediensreten 
des Dienstzweiges "J ustizwachdi'ens't einschließ­
lich des Dienstes der Jugenderzieher", sondern 
darüber hinaus auch noch der übrig,en an Justiz­
anstalten B,ediensteten eingel1idrtet wer,den. Dem­
entsprechend ist die im § 11 Abs. 1 Iit. c vor­
g,esehene Ausnahme zu erweitern. 

15. § 11 Abs. 1 lit. d hat zu lauten: 

"bei ,den Landesschulräten drei, und zwar 
j,e einer für 

aa) die beim Landessd1U1rat und den nach~ 
geordne'ten Dienststehlen verwendeten 
BunclesbedienSiteten, aUISgenommen die 
an Schul'en verwendeten Bundeslehr,er, 

bb) die B:Undeslehr,er an den dem Landes­
schulrat unterstehend.en allgemeinbil­
denden Schul'en und Anstalt,en der 
Lehr,erbiLdung und der Erzieherbil­
dung mit Ausnahme .der Be.rufspäd­
agogischen Lehranstalten und BerUfs­
pä,dagogischen Institute, 

cc) die Bundeslehl"er an den dem Landes­
schult'at unterstehenden berufsbilden­
den Schuten und Berufspädagogi!schen 
Lehranstalten sowie Berufspädagogi­
schen lnst,reuten;". 

Durch die Neufassung soll klargestellt werden, 

eines Militärkommandos umfaßt,' ist der 
Fachausschuß nur für die in diesem Teil­
gebiete in Dienstverwendung stehen,den 
Bedienstefen zu errichten." 

Da der örtliche Bdehlsbereich eines Gruppen­
kommandos sehr weit gezogen ist ul]d mehrere 
Bundesländer umfaßt, ,erscheint es zweckmäßig, 
bei einem Gruppenkommando füir den örtlichen 
Wirkungsber,eich eines Militärkommandos je 
einen Fachausschuß zu errichten. Diese Regelung 
soll jedoch für jene Bediensteten nicht gelten, d~e 
dem BefehLsbereich des Kommandos der Luft­
streitkräfte, des Kommandos der Heeresfeldz'eug­
truppen, den Akademien ynd Schulen oder dem 
Bundestninisterium für Landesverteidigung un­
mittelbar t,mtersteUten Anstalten sowie dem Bun­
desmifliLsterium für Landesverteidi,gung angehö­
r'en. Soweit ,es sich um ,die Bediensteten der 
Luftst'reitkräfte und Heeresfddzeugtruppen han­
delt, soll bei den jeweiligen Kommanden ein 
Fachaus~chuß erriffitet werden. Für die übrigen 
oben erwähnt,en ß.edi.ensteten b'idarf es keine:s 
eigenen Fachausschusses. 

Gehören Teile ,eines Bundeslandes zum B.e­
fehIsbereich eines Gruppenkommandas, so soll 
für die Bediensteten, die in d~esem Teil des Bun­
deslandes in Dienstverwendung stehen, ein eige­
ner Fachausschuß bei ,d:Lesem Gruppenkommando 
eingerichtet werden. Dies gik für das Bur~gen~ 
land und OstüroL 

daß die Lehrer an Anstalten der Lehrer- und 17. Im § 11 Abs. 1 erhaLten die lit. f bis j die 
Erzieherbildung nicht den "Bediensteten sonstig,er B,ezeichnungen g bis. k, Als neue lit. f wir;d ein­
Dienstzweige", worunter inshesonderc die Be- gefügt: 
diensteten der Allg,emeinen Verwaltung fallen b' Z I b" k " 

cl "hI d li1' A ß _.1 "elm entra ar eltsmspe torat; . wer en, zugeza t wer en SOllfen. u enrem . '.." 
sollen jene Lehrer, die einer Sch,ulbehö,roe zur Es erscJ:el~t gel'echtfertl'gt, fur dLe Bedlenst~en 
Dienstleistung zug,ewiesen sind und nicht an I ?er Arbeltsmspektoratel:md des Zentralarbel.ts­
Schulen v'erwendet we'rden in die 1. Kategori'e mspekto.ratesebenfalls ,einen Fia,chauss,chuß em­
faUen. ' zurichten; da die Personahllertretung dies,er in 

16. § 11 Abs. 1 1it. i hat zu lauten: 

"bei' den Gruppenkommanden des Bun­
desheeres, und zwar j'e ,ein Fachausschuß 
für aLle Bedj,ensneten im örtlichen Wir­
kungsbereiche eines jeden Militärkommall­
dos, das im örtlichen Befehlsbereiche des 
jeweilig'en Gruppenkommandos gelegen ist, 
ausgenommen die im Bundesministerium 
für Landesverteidigurig in D~enstyerwen­
dung stehenden Bedienstieten, ,die Bedien­
steten im Befehlsbereiche des Kommandos 
der Luftstreitkräfte und des Kommandos 
der Heeresfeldzeugtruppen sowie die Be­
diensteten von Akademien und Schultn 
sowie von dem Bundesministerium . für 
Landesverteidigung unmittelbar unterstel1~ 
ten Anstalten. Soweit der örtliche Befehls­
bereicheines Gruppenkommandos nur 
einen Teil des örtlichen Wirkungsbereiches! 

vi,elen Belangen SonderlintereSls'en zu vertreten 
haben wird. 

18. Der letzte Satz des § 11 Abs. 3 hat zu 
lauten: 

,,§ 8 Abs. 2 letzoer Satz und Abs. 3 finden 
sinngemäß,e- Anwendung." 

Durch die Einfügung des § 8 Abs.2 letzter 
Satz soll bewirkt werden, daß auch anläßI.ich der 
B-estimmung der Anz1ahl der Mitgiieder des 
'Fachaus,sdlUsses Blruchteile von 500 B'ediens.'teten 
für voll zu rechnen sind. 

1'9. § 13 Abs. 1 lir. c hat zu lauten: 

"beim Bundesministerium für Justiz zwei, 
und zwar einer für die Bediensteten 
des Justizwach,di,enstes einschließlich des 
Dienstes der Jug,enderzieher und der übri­
gen Bediensteten an JustlDzanstalten' und 
einer für die Bediensteten der sonstigen 
Dienstzweige ;". 
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4 417 der Beilagen 

Hinsichtlich dies,er Abänderung wird auf die 
Bemerkung zu Punkt 14 hingeWliesen. 

24. Im § 15 Abs. 5 haben foLgende Worte zu 
entfaUen: 

"an diesem Tage der Dienststelle angehören, für 
20. § 13 Abs. 1 lit.d hat zu lauten: die der Dienststellenausschußgewählt wird,". 

Diese Hestimmung list im Hinblick auf § 15 
"beim Bundesministerium für Unterricht Abs. 4 entbehrli.ch. 
vier, und zwar j,e einer für 

aa) die Hochschullehrer, 

bb) die Bundeslehrer an allgemeinbilden­
den SchuLen und Anstahen der Lehrer­
bi'Ldung und der ErzieherbiLdung mit 
Ausnahme der Berufspäda.gogischen 
Lehranstalten und ß.erufspädagogischen 
Institut,e, 

cc) die Bundeslehre.r an beruf.sbildenden 
Schulen und Berufspädagogischen Lehr­
anstalten sowie Beruf.spädagogischen 
Instituten, 

dd) dlie Bedi,ensteten sonsüger Dienst­
zweige und nicht an Schulen verwen­
deten Bundeslehrer;". 

Die Begründung zur Abänderung des § 11 
Abs. 1 lit. d gilt hi.er sinngemäß. 

21. Im § 13 Abs. lerhahen die l,it. e bis g die 
Bezeichnungen f bi.s h. Als neue lit. e wird ein­
gefügt: 

"beim Bundesministerium für soziale Ver­
waltung zwei, und zwar einer für die Be­
diensteten der ArbeitsämtJer und einer für 
die sonstillg,en B.ediensteten dieses Ressorts;". 

Die Igroße Zahl der Bed.i'ensteten der Arbeits­
ämter, zu denen auch jene der Landesarbeits­
ämter zählen, und die in viden Belangen unter­
schiedlich·en Interessen dies,er zu j.enen der übri­
gen Ressortangehöil.1ig,en läßt die Einrichtung 
eines eigenen Zentralausschusses' für di.e~e Be­
dienstetengruppe zweckmäßig erscheinen. 

22. Im § 13 Abs. 2 haben foIg,ende Wort1e zu 
entfallen: 

"und dem Dienststellenleiter auch die ,durch 
dies.esBundesgesetz dem Leiter d·es ResrSorts über­
tragenen Aufgaben". 

Zur B.egründung dies.er Knderung sei auf die 
Bemerkung zu Punkt 1 hingewiesen. 

23. Der letzt·e Satz de's § 13 Abs. 4 hat zu 
la'uten: 

,,§ 8 'Abs. 2 .letzter Satz und Abs. 3 finden 
sinngemäße Anwendung." 

Di,e B,egründung zur Abänderung des § 11 
Abs. 3 gilt hier sinngemäß. 

25. § 16 Abs. 3 hat zu lauten: 

"Die Mitglieder des Dienststlellenwahlauss,chus­
S<es .sind vom Di'enststdlenausschuß zu bestellen. 
Bei der Bestellung der Mitglieder des. Dlenst­
stellenwahlaus.schusses ilSt das Stärkevea-hältnis 
der im Dienststellenausschuß vertretenen WähIer­
grupp~n zu herück~ichtigen. Die Au~wahl der 
zu bestellenden BedienstetJen obli.eg't jeweiLs 
jeli'en Mitgli.e'dern des Diens.tslJellenausschusses, 
deren Wählergruppe zu berücksichtigen ist." 

Die R,egi-erungs:vorlage sieht die Bestellung der 
Dienststellenwahlausschüsse durch den F'ach(Zen­
tral)wahlausschuß vor, wobei letzterer an Vor­
sch.lägedes Di,ens.tstellenauS'schusses gebunden 
sein soll. Da dem Fach(Zentral)wahlausschuß 
keine Auswahlmö,glichkeit offensteht, erscheint 
es zweckmäßiger und einfacher, das BesteHungs­
recht dem DienststJellenausschuß zu übertm,gen. 
Die Regel, daß be~ der Bes·tellung vom Stärke­
verhältnis der im DienststeUenauss,chuß vertre­
tenen Wählergruppen auszugehen ist, soll bei­
behaIten werden. 

26. § 16 Abs. 4 hat zu lauten: 

"Die M~tglieder des DienststeIlenwahlausschus­
ses müssen zum DienststeUenausschuß wählba,r 
sein. Ein Bedienstet<er da.rf nur ein,em Wahhus­
schuß angehön?n. Der DienststeHenwahlausschuß 
wählt aus slein,er Mitte den Vorsitzenden und 
des~en Stellvertreter. Die Tätigkeit des Dien:st­
stellenwahlausschus5es endet im Zeitpunkte des 
erstJen Zusammentrittes des an seine Stelle tre­
tenden neu besteHt,eu Dien:ststellenwahlaus'schus­
sesl. ce 

Bloß die Mitgliedschaft zu mehr,eren Wahlaus­
schüssen und nicht auch jene zum. Dienststellen­
ausschuß und zu einem Wahlauschuß soll unver­
einba,r sein. Eine Bestimmung über die Kontlinui­
tät der Wahlausschüs'se 0drittJer Satz) wird für 
erforderlidl gehalten. 

27. § 16 Abs. 6 zweiter Satz hat zu lauten: 

,,§ 22 Abs. 2 bis 4 findet mit der Maßgabe 
sinngemäße Anwendung, daß die erste Sitzung 
des Dienstls,teUenwahlaus~chuss,es von s'einem an 
Lebensjahren älnesten Mitglied, im Fille der Ver­
hinderung oder Säumigkeit d~eses Mj,tJgliedes vom 
jeweils nä~hstältes.ten Mitglied, spätestens zwei 
W ochennadl,' der Bestellung des. Wrahlausschusses 
einzuberuten ist;" 

~: 

, 

417 der Beilagen XI. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)4 von 31

www.parlament.gv.at



-\ 

417 der Beilagen 5 

DieerstmaIige Einberufung des Wahlausschus­
ses soll nidlt, wie dies die RegierungsvOirlage 
vorsieht, dem Di'ell'snstellenlieiter obLiegen, son­
dern dem ältesten Mitglied ,diesles Ausschusses. 
Es ers'cheint außerdem notwendig, für den Fall, 
daß di,eges Mitglied verhindert ist, diie Einberu­
fung vorzunehmen, oder dieses Mi,tJglied 'semer 
Pflicht nicht nachkommt, vorzusorgen. 

28. § 17 Abs. 2 hat zu lauten: 

"Die Mitglweder des Fa·ch·wahJausschu~ses sind 
vom Fachausschuß zu bestelLen; sie müs'~en zum 
F:achausschuß wählbar sein. Im übriigen finden 
di'e Be~timmung'en des § 16 sinngemäße Anwen­
dung." 

Die B,egründung zur Abänderung des § 16 
Abs. 3 gilt hier sinngemäß. 

29. Der erste Satz des § 18 Ahs. 1 hat zu 
lauten: 

"Vor jeder Wahl eines Zentralaus'schusses ~st 
am Sitze dieses Aussdmss,es ·ein Zentralwahlaus­
schuß 1JU bilden." 

1Vlit dies,er Änderung soll eine textliche über­
einstimmung mit § 16 Abs. 1 und § 17 Abs. 1 
erreicht werden. 

30. § 18 Abs. 2 hat zu lauten: 

"Die Mitgli.eder des Zentralwahlau~schUS'Sles 
sind vom Zentra}'a'll's's,chuß zu bestellen· sie müs­
sen zum Zentralauss~huß wählbar sein.' Im übri­
gen finden die B1estimmun.gen des § 16 s,innge­
mäße Anwendung." 

Di'e B.egründung zur Abänderun.g des § 16 
Ahs. 3 gilt- hier s'inngemäß. 

31. § 19 hat zu lauten: 

"Die B,estimmungen des § 21 finden auf den 
Diens·tstellen(Fach-, ZGntral)wahlausschuß mit 
der Maßgahe sinngemäße Anwendung, daß im 
FaHe des Ruhens oder Erl'öschens der Mitglied­
schaft zum W,ahlausschuß an die SteHe des aus­
sch.eidenden Mitgliedes dessen Ersatzmann und, 
wenn ein solcher nicht vorhanden ist, der von 
der Wählergruppe, die das ausscheidende Mitghed 
entsandte, namhaft zu machende Bedienstete. 
tritt sowie daß das Ruhen oder Erlöschen der 
Mitgliedschaft zum Dicnststellen(Fach-, Zentral)­
wah1:aus's·chuß vom Zentralwahlausschuß auch von 
Amts wegen f'estgestellt werden kann." 

Es ilSt notwendig, auch über das Ruhen und 
Erlöschen der Mitgliodschaft zu den Wahlaus~ 
schüss'en gicsetzliche Regelungen zu .erlas'sen. D~ese 
R.egdungen solJen jenen über das Ruhen und 
Erl'öschen des MandabClS als Personalvertreter 
möglichst gle~ch sein. Die amtswegige Einlei\jung 
des Verfahrens ist nöt~g, um eine Aufsi'cht über 
das ·sonst unkontrolli,er\je Bes\jellungsverf~hren 
zu gewährleisten. 

32. Im § 20 hat es in den Abs. 2, 3 und 4 
jeweils an Stelle von "Tage" zu lauten "Arbeits­
tage". 

Durch dies.e Abänderung ,soU verhindert wer­
den, daß sich di,e Fristen rnfoLge der in sie fal­
Lenden Sohn- und Feiertage sowie die dienst­
freien Sams'tag,e inhaklich verkürz·en. 

33. Im § 20 Abs. 3 hat das vodctzte Wort 
d:es ersten Satz,es statt "unterstützt" zu launen 
"unterschrieben" . 

Aus dem \Vort ,;unter~tützt" könnte gefolgert 
werden, daß die Wahlvorschläge auch mündlich 
oder über dritte Personen unterstützt werden 
dürfen. 

34. Die letzten zwei Sätze des § 20 Abs. 3 
haben zu entfallen. 

Die EntscheiJdunrg über die Zulassung der 
Wahlvorschlä,g,e soll im Zuge der Wahlanfechtung 
(§ 20 Abs. 9 und 10') bekämpft werden können 
(Anpas1s!ung an das B.etriebsrätegesetz). 

35. Im § 20 Abs. 4 hat das drittletzte Wort 
statt "Wahlverhandlung,en" zu laueen "Wahl­
handlungen". 

ßcef'icht~gung e'l·nes Druckfehlers. 

36. § 20 Abs. 9 er'ster Satz hat zu laU'ten: 

"Die Gültigkeit der Wahl kann binnen zweier 
Wo,chen nach Kundmachung des Wahlergebnriss1es 
von j1cder Wählerg,ruppe, diJe sich an der Wahl 
beteiligt hat, sowie von jenen Bediensteten, die 
Wahlvorschläge .eingebracht haben, beim Zen­
walwahlauss·chuß angefochten werden; die Ent­
schei.dung des Zentralwahlaussd1usses kann durch 
kein ordenüiches Rechtsmittel angefochten wler­
den." 

Dür.ch dj'e Übertragung der Antrags!legitima­
tion auch auf die Wählergruppen soll diesen ein 
Rechtsmittel gegen ihre Nichtzula'ssung geboten 
werden. Auf die im Punkt 34 vorgesehene Ab­
änderung wird verwiesen. 

37. § 20 Abs. 10 hat zu lauten: 

"Auf Grund der Anf,echt\.mg rst die Wahl 
so weit fUr. ungültig zu erklären; als Bestimmun­
gen über das Wahlv'crfahren v'erletzt wurden 
und durch diese Rechtswidrigkeit das Wahlergeb­
nlDS beeinflußt werden konnte." 

E,s soH ni1cht immer die gesamte Wahl fü·r 
ungültig erklärt werden müssen, sondern nur 
jener Teil, in dem eine Verletzung des Wahl .. 
Vierfahrens festg,esnellt wurde. 

2 
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38. § 20 Abs. 12 hat zu entfal1en; § 20 Abs. 13 
wird § 20 Abs. 12. 

Dre in § 20 Abs. 12 enthaltene AU\'i5age ent­
hält bereitlS § 13 Abs. 2. 

39. § 21 Abs. 4 zweiter Satz hat zu lauten: 

"Die Auswahl aus der List,e der nichtgewählten 
K!andidaten (Ersatzmänner) haben di,e verblei­
benden gewählt1en Kan,didaten ,des gleich,en Wahl­
vorschlages durch Mehrheitsbeschluß zu tr,effen." 

Durch die textliche Änderung soll klargestellt 
wel1den; daß das ausscheidende Auslschußmitglied 
an der Auswah'l des Nachfol,gers nicht mitwirken 
darf und die Auswahl dur,ch einfachen Mehrheits­
beschluß zu treffen ist. 

40. Der l,etzte Satz ,des § 21 Abs. 4 hat .zu 
entfallen. § 21 Abs. 5 erhält die Bez,ei,chnung 
Abs. 6. Ein neuer Abs.5 hat folgenden Wortlaut: 

"Die BCiS,timmungen des Abs. 4 gelten sinn­
gemäß auch für die Dauer des Ruhens der Mit­
gliedschaft (Abs. 1 und 2). Fällt der Grund des 
R;uhens der Mitgliedschaft weg, so tritt der Er­
satzmann wieder an seine ursprüngl!iche Stelle 
auf der Liste -der Ersatzmänner." 

Durch den erst'en Satz wird klarg,estellt, daß 
slämtliche Bestimmungen ,des Abs. 4 und nicht 
nur jene ,des }.etzten Satzes auch fü.rdie Dauer 
des Ruhens der Mitgliedschaft gelten. Der zweite 
Satz beantwortet die offengebliebene Frage, 
wdche Stellung der Ersatzmann nach der Rück­
roehr des AussdlUßmitgliedes (Wegfall des 
Ruhensgrundes) einnimmt. 

41. Im § 22 Abs. 1 drittle Zei1e ist hintler den 
\Y/ orten "im F'aüe seiner Verhinderung" einzu­
füg'en "oder Säumigkeit". 

Auf di,e B,egründung zu den Punkten 6 und 27 
wi,rd verwies,en. 

42. Dem § 22 Abs. 2 ist folgender Satz anzu­
fügen: 

"Im Falle der Verhinderung des Obmannes 
und seines Stellvertreters und im FalI.e ihrer 
Säumigkeit s'rnd die Sitzungen des DienststeUen­
ausschusses von dem an LebenlSjahren ältesten 
Mioglied des Dienststellenausschusses und im 
Faale der Verhinderung oder Säumigkeit dieses 
Miltgl~edes vom jeweiLs nächstälte,sten Mitg~ied 
des Di.enststeHenausschus,ses einzuberufen und 

43. Die Abs. 3 und 4 des § 25 ,erhalten die 
Bezeichnung 4 und 5. Ats neuer Abts. 3 ist ein­
zufütgen: 

"Die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 fin­
den auf die Mitglieder der Wahlausschüsse sinn­
gemäße Anwendung." 

Diese Bestimmung ist nötig, weil di,e Mitglie­
der der Wahlausschüsse nicht zu den P,ersonal­
vertutern zäh1en (§ 3 Abts. 6), aber die gleichen 
Rechte und Pflichten haben sohlen. 

44. Im § 25 Abs. 4 letzter Satz und im § 25 
Abs. 5 hat es j'eweih an Stelle von "Dienstt­
bczüg'e" zu' lauten: 

"laufende B'ezüg,e mit Ausnahme von EntJschä.di­
gung,en für solche Aufwendungen, di,e durch die 
Dienstfreistellung in Wegfall kommen". . 

Damit soll klargestellt werden, daß dem vom 
Dienst freigestellten Personalvertreter nicht nur 
sein. Monatsbezug, sondern auch seine Neben­
gebühren - ausgenommen die "echten" Auf­
wandsentschädigungen, wie etwa der Reisekosten­
ersatz - weiter flüssigzumachen sind. 

45. Im § 25 Ahs. 5 hft es in ,der zweiten Zeill! 
sta.tt "Abs. 3" zu lauten "Abs. 4". 

Di'e unter Punkt 43 vorgesehene Umnume­
rierung der Abs. 3 und 4 des § 25 macht diese 
Abänderung erforderlich. 

46. Dem § 27 ist ahneuer Absatz anzufügen:_ 

,,(4)" Wird ein Hochschu1a~si,stent zum Per­
,sonalvclrtreter g'ewählt und würde &eine B,estel­
l'ungsdauer während der Funktionsdau.er enden, 
so verlängert sich das Dienstverhältnis bis zum 
Ende der Funktion als P,ersonalvertl'ieter. Besitzt 
der betreff,ende Hochschula.sslisnent noch nicht die 
Lehrbefugnis aIs Hochschu1do:rent, so erfolgt die 
Verläng,erung jedoch nur bis zu dten im § 6 
Abs. 6 des Hochschuhssistentenges,etzes 1962, 
BGBl. Nr. 216, festgesetzten Fritsten. Im Falle 
des § 6 Abs. 5 des Hoch's,chulassistentengesetzes 
1962 wird das Dienstverhältnis nicht v,erlängert." 

Die Hochschulassistenten s,ind nur auf Zeit 
pragmatisiert, das heißt, si,e stehen in einem be­
fristeten Dienstverhältnis. Eine Verlängerung 
des Dienst.verhältnisses kann auf Antrag des In­
stitutsvorstandes jeweils auf zwei oder vier Jahre 
erfolgen. Es soll das Dienstverhältnis des Hoch-

vorzubereiten." schulassistenten, der die Funktion eines Personal-
Auch im Hinblick auf dj,e Einberufung und vertreters innehat, "ex Iege", das heißt ohne 

Vorbereitung der Sitzungen des Dienststellenaus- speziellen Antrag des Institutsvorstandes, verlän­
schuss,es 'stind für dite Fälle der Verhinderung oder I gert werden. Damit soll verhindert werden, daß 
Säumigkeit der hiezu beJ:ufenen Organe Vor~ der in ErfülLung seiner Pflichten a'1,s Pcnsonal­
sorgten zu treffen. Die Regelung entspricht in- v,ertreter unliebsam aufgefallene Hochschul­
haltilich jen,er des § 6 Abs. 3 ·und des § 16 Abs. 6 assistent dadurch entfernt werden könnte, daß 
in der dem Vorschlag entspr,echenden g,eänderten sein Dienstverhältnis nicht verlängert wird. 
Fassung. I Würde, der Abs. 4 in den § 27 nicht eingebaut, 
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so könnte befürchtet werden, daß sich kein 
Hochschulassistent zur übernahme eines Perso­
nalvertretermandates hereitfände, weil er dann, 
wenn er sich für seine Kollegen exponiert, stän­
dig um seinen Posten bangen müßte. 

47. Im § 29 Abs. 1 zweiter Satz ist vor dem 
drittvorletzten Wort ,einzufügen: 

"sowi'e ,der Inlandsr_e,j,~en der nicht vom Di,enst 
freiges~eBten P,en<;onalvertreter, di,e zu ordnungs­
gemäßen Sitzungen der Fach- oder Zentralaus­
schüs's'e einberufen werden;". 

Den nicht vom Dienst freigestellten Mitglie­
dern der Fach- und Zentralausschüsse kann nicht 
Z!ug,emutet werden, daß sie ,die anläßlich der 
Sitzungen ,der Fach- und Zentrala,usschüsse auf­
tre~enden Fahrtspes,en selbst tragen. Da ein Per­
sona1vertretun~sfond,s, der die Mittel beistellen 
könnte, nicht vorg,esehen ist, muß der Bund 
auch diese Reisekosten übernehmen, soll den 
Personal'vertretern die Ausübung ihrer Funktion 
nicht unmöglich gemacht werden. 

48. Im § 31 Abs. 1 ist in der fünften Zeile 
die Zitierung des § 19 zu streichen. 

. Die Zitierung des § 19 erfolgte offenbar irr­
tümlich, da anläßI,ich der Wahl der Vertrauens­
personen keine eigenen W-ahlausschüls,s,e g-ehildet 
werden. 

49. § 33 hat zu lauten: 

"Die ,erstmalige Wahl der P,ersonalvertretung 
nach den Vor,s·chriften ,dieses Bundesgesetzes ist 
innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten dieses 
Bundesgesetzes auszuschreiben." 

§ 33 steht mit § 44 rn Zusammenhang. Die 
Regi'erungsvodage s,i,eht die Ausschreibung der 
erstmaligen Persona1vertr-etungswahl binnen se-chs 
Monaten nach dem lnkrafttreten des Gesetzes 
vor und läßt den Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Personalvertretungs,ges-etzes offen. Es ist 
zweckmäßiger, das Gcs,etzsogleich nach seiner 
V-erlautbarung in Kraft tr1cten zu lassen und da­
für eine längere Frist zu normieren, innerhalb 
der die erste Wahl auszuschreiben ist. 

50. § 34 Abs. 2 hat zu lauten: 

"Anläßlich der erstmal:ig'en Wahl der Personal­
ver~retungen obliegt die BlCstellun,g der Wahlaus­
schüs's-e den Leitem der DienststeUen, bei den,en 
d~es,e Ausschüsse zu bilden slind. Bei der erst­
maligen Zusammensetzung -der Wahlausschüsse 
ist davon auszugehen, ,daß jede für den betreffen­
den Ausschuß wahlwerhende Gruppe mindestens 
einen Vertreter entsenden kann, und zwar auch 
dann, wenn dadurch die in den §§ 16 Abs. 2, 17 
Abs. 1 und 18 Abs. 1 festgelegten Zahlen der 
Mitglieder' der Wahlausschüs~e überschritten 
werd·en." 

Die Abänderung dieses Absatzes ist in der vor­
geschlagenen Abändemng der §§ 16 Abs. 3, 17 
Ab~. 2 und 18 Abs. 2 begründet. Es wird sich 
empfehlen, daß die Diensts~ellenleiter anläßlich 
der erstmaligen Bestellung der Wahlauss·chüsse 
die bestehenden provisorisch,en Personalvertre­
tungen anhören. 

51. § 35 hat zu Lauten: 

,,(1) Bundeskhrer, die am ~a,ge der Ausschrei­
bung der Wahl bei einer anderen DienststJelle 
des Bundes als einer Schule verwendet werden, . 
sind für die Wahl ,des Dienststellenausschus'5cs 
bei dieser Dienststelle wahlberechtigt. 

(2)' Bundeslehrer, die nicht an einer Dienst­
stelLe des Bundes verwendet werden, sind nur 
für die Wahl der nach ihrem Dienstorte zustän­
digen Fachausschüsse - soweit solche für Bun­
deslehl1er an vergleichbaren Bundess,chulen be­
stehen - und der Zen~ralausschüsse wahlberech­
tigt." 

Durch die Einfügung des ersten Absat~es in 
den § 35 soll Bund'eslehrern, die bei einer 
Di'enststJelle der Verwaltung verwendet werden, 
das Wahlrecht für den D~enststellenausschuß bei 
d.ies,er Dien'5.tstelle zuerkannt werden, während 
es ihnen na,ch d,en allgemeinen ß.estimmungen 
an der Sch·ule zustünde, deren Personalstand sie 
auf Grund ihrer Ernennung angehören. 

52. § 39 Abs. 3 hat zu lauten: 

"Der zuständige Bund,esminister (di'e Bundes­
regierung) hat als Aufsichtsbehörde über die .Ge­
setzmäßigkeit der Geschäftsführung der Organe 
der P,ersona'lvertr>etung zu ents-cheiden." 

Die Worte "von Amts weg-en oder auf Antrag" 
sind überflüss,ig, da es -eine dritte Möglichk~~it 
nicht gibt. Durch den E-ridall des Wortes "ins.­
besondere" wird klargestellt, ·daß die Aufsichts­
behörde über andere Fragen als jene der Gesetz­
mäßigkeit der Geschäftsführung der Organe der 
Personalvertretung nicht zu entsch·ei,den hat. 

53. Der zwe,ite Satz des § 40 Abs. 2 hat zu ent­
fallen. 

Der zweite Satz des § 40 Abs. 2 der Regie­
rungsvorlage bestimmt, wer die Enthebung eines 
Organs der Personal vertretung beantragen 
kann. Die Normierung eines solchen Antrags­
rechtes efS(;heint entbehrlich. 

54. § 42 hat zu lauten: 

,,§ 42. Die VorschriftJen der Abschn~,tte I und 
IV und des § 36 finden für Dienststellen, an 
denen Lehrer für öffentliche Pflichtschu1en und 
fÜlr land- und forstwirts-chaftliche ß.erufs- und' 
Fachschulen (§ 1 <i,es Landeslehr,er-Dienstrechtis­
überleitungsgesetzes 1962, BGBl. Nr. 245, § 1 
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des Land- und fOl'stwirts.chaftLichen bndesLehrer­
Die9-strechtsüberl~e]turuglsgesetzes, BGBl. Nr. 176/ 
1 ~66, § 1 des Land'esvertragslehrerg,esetz,es 1949, 
BGBI. Nr. 189, und § 1 des Landesvertragslehrer­
gesetzes 1966, BGB'l. Nr. 172) beschäftigt si.nd, 
mit der Abwreidl'ung s,inngemäße Anwendung, 
daß 

a) für die Landeslehrer für al1g,emeinbildendre 
Pflichtschuleneines politischen Bezirkes der 
DienststellenauSlSchuß bei der Bez:irksver­
waltungsbehörde zu ,errichten ist; die Be­
stimmung des § 4 hezügLich der Bildung 
mehreener Personalv-ertr-etungen für eine 
Dienststelle findet hiebei sinngemäße An­
wendung, wobei der Sitz der einzelnen 
Pel'sonalvertl'etungen zu bestimmen [st; 

b) für die Landeslehl'er für aHgemeinbildende 
Pflichtschulen, für die Landeslehrer für 
gewerbliche, kaufmännische und hauswirt­
schaftliche Berufs5chulen und fü,r die Lan­
deslehr-er für land- und forstwirtsChaftliche 
Berufs- und Fachschulen je ein ZentraJaus­
schuß bei der Landesregierung zu errichten 
ist; 

c) der Tätigkeitsbereich der p.ersortalvertre­
tungen sich auch auf die Schulbehörden des 
Bundes erstreckt, soweit -es sich um Ange­
legenheiten handdt, an denen den Schul­
behörden des Bundes auf Grund gesetz­
Eeher Vorschriften die VoHziehung zu­
kommt; 

d) insoweit nach Abschnitt I obersten Bundes-' 
organen Zuständigkeiten zukommen, an 
denen Stelle - soweit es sich Il!icht um die 
Erlassung von Verordnungen handelt - die 
Landesregierung tritt; 

e) die Erlassung der Wahl- und Gesch,äftsord­
nungen der Landesregierung obliegt; 

f) die Leiter von Schulen [n die Zentralaus­
schüsse, die Leiter von allgemeinbildenden 
Pflichtsd1Ulen auch in die Dienststellenaus­
schüsse wählbar sind; 

g) Landeslehl'er, die nicht an öffentlichen 
Schulen verwendet werden, nur für den 
nach ihl'er di,enstrechtlich,en Stellung zu­
ständigen Zentralausrschuß, ,die Lehrer für 
allgemeinbildende Pflichtschulen auch für 
den -nach· ihrem Dienstort zuständigen 
D]enststellenausschuß wahlberechtigt srind; 

h) die Kosten gemäß § 29 Abs. 1 das Land 
zu tragen hat." 

Die Errichtung des DienststeUenauss.chUlss,es für 
die Landeslehrer für allgemeinbildende Pflichit­
schuLen am Sitze des Bezirksschulrates begegnet 
insofem verfassungsl,"echtlichen Bed~enken, als die 
Vollziehung des PersonalvertI'etun'gsrechtes der 
Landeslehrer auf Grund des Artikels 11 Abs. 1 
Z. 2 des Bundes-Verfas1sungsgesetzes in der Fas­
sung von 1929 in d:~e Kompetenz der Länder 

fällt, der BezirksschuIrat jedoch eine Bundes­
behörderst. Es müßte daher an Stelle des Be­
zirksschulrates die Bezirksverwaltungsbehörde 
treten. Die Mög1ichkeit der Trennung des zu­
sammengefaßten Dienststellenausschuss.es für die 
LancLesLehf1er für alLgemeinbildende Pflichtschulen 
im Sinne des § 4 der Regierungsvorlarge ist ins­
besonder,e im Hinblick- auf Wien erforderlich. 

Die lit. b enthält die Sonder bestimmungen für 
di.e Landeslehrer hinsichtlich der Zentralaus­
schüss,e und faßt die diesbezügliche Regdung tim 
§ 42 lit. a und b der Regierungsvorlage zusam- , 
men. Für die DienststeUenausschüs'se der Landes­
liehrer für gewerblid1.e, kaufmännische und haus­
wirtschaftliche B,erufss.chulen sow~e für hnd- und 
forstwirt'schaftliche Fachschulen gelten die allge­
meinen Bestimmungen des Abschnittes I. 

Neu wurde die l,rt. c eingdiigt. D1e Begrün­
dung hriefür ist, daß den Schulbehörden des Bun­
'des (Hezirksschillräte und Larudesschulräte), denen 
zunächst die Vollziehung des Schulreüt"tes (Bun­
desvollziehung) obliegt, in den Lehrerdienst­
hoheitsgesetzen ,einiger Länder auch Angelregen­
heiten der in die Landesrzuständigkeit fallenden 
VoHziehung des Landeslehrerdienstrechtes über­
tragen wurden. Durch die lit. c soll nun gewähr­
leistet sein, daß den Personalvertretung,en das 
Red1t zusteht, in diesen Angelegenheiten mit den 
Schulbehörden des Bundes Kontakt zu pflegen. 

Die lit. cl und e entspl'echen der Et. c und d 
der Regierungsvorl'age. . 

Die in den lit. e und f der Regierungsvorhge 
enthaltenen Sonderregelungen mußten durch die 
!irr: fund g insofern modifiziert werden, als für 
die Landeslehl'er keine Fachausschüsse zu bilden 
sind. Da die Dienststellenausschüsse für die Lan­
deslrehrer für aUgemeinbild,cndc Pflichtschulen 
nicht auf die Dienststelle des Lehrers, das ist die 
betreffende Sdmle, abgrestellt wurden, können die 
gegenständlichen Sonderbestimmungen auch auf 
die DienststeHenausschüsse dieser Landeslehr,er 
Anwendung finden. 

Die eingefügte lit. hcntspricht der Tatsache, 
daß die Vollziehung des p.ersonalvertretungsrech­
tes Larudessache ist. Hiezu muß jedoch festgestellt 
werden, daß für die B.ezahlung der Dienstbezüge 
der gemäß § 25 Abs. 3 und 4 freigestellt'en 
Landeslehrer einschließlich der Bezahlung der 
hi,edurch allenfalls zu leistenden Mehrdiensrt­
leistung~v,efigütung für andere Landeslehrer sich 
die Kostentragung nach Artikel IV Abs. 1 des 
Bundesverfassungsgesetzes vom 18. Juli 1962, 
BGBl. Nr. 215, zu richten hat. Durch die lit. h 
werden nur d,ie im § 29 Abs. 1 ,der Regierungs­
vorli;lge umschriebenen Kosten ,erfaßt. 

55. § 44 hat zu entfallen; § 45 erhält die Be­
zeichnung ,,§ 44". 

Auf die Begründung zu Punkt 49 wird ver­
wIesen. 
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56.§ 44 Abs. 2 hat zu lauten: 

"Mit der Vollziehung des Abschnittes V ist, 
soweit sie ni.cht den Ländern obIiegt, das Bun­
desminisoerium für Unterricht, sof,ern aber Lan­
deslehrer an land- und forstwirtschaftlichen Be­
rufs- und Fachschulen betroff,en sind, das Bundes­
ministerium für Land- und Forstwirt'schaft be­
traut. " 

Die oben vOl!ges,ehene Abänderung der Sonder­
bestimmungen für di.e Landeslehrer macht eine 
Vereinfachung der Vollziehungsklausel möglich. 

57. An allen StdJ.en d~s Ges'etzestextes, wo die 
Regierungsvorlage vom "Bundesminister (Bun­
deskanzl;er)" spricht, hat es zu lauten: "Leiter 
der Zentralstelle". 

Hinsichtlich dieser Anderungen wird auf die 
Bemerkung zu Punkt 1 hingewiesen. 

Auf Grund dieser vom Unterausschuß vorge­
sd1lagenen· Anderung,en hat der Verfassungsau~­
schuß aus redaktionel1en Gründen die folgenden 
wei.teren Abänderungen an der Regierungsvor­
lage für geboten erachtet: 

Im § 9 Abs. 1 hat die lit. f zu lauten: 

"den Dienstst,eUenwahlausschuß .zu bestel­
len (§ 16 Abs. 3);". 

Be g r ü n dun g: Auf Grund des Ergebnisses 
der parlamentarischen Verhandlungen sollen die 
Dienststellenwahlausschüsse nicht auf. Vorschlag 
des Dienststel1enausschusses vom Zentralwahlaus­
schuß bestdlt werden, sondern vom Dienststel­
lenauss·chuß selbst. Dieser Tatsache muß auch im 
Kompetenzkatalog des, § 9 Abs. 1 Rechnung ge­
tragen werden. 

Im § 11 Abs. 2 hat es im zweiten Satz jeweils 
an Stel1e von "Dienstzweige" zu lauten: "Di,enst­
nehmergruppen". 

Beg r ü n dun g: Die. Regierungsvorlage ging 
davon aus, anläßlich der Bildung von Fachaus­
schüssen Dienststellen nur nach Dienstzweigen 
unterzuteilen. B,ei den parl;tmemarischen Ver­
handlungen wurde von diesem Grundsatz ab­
gegangen. Dieser Tatsache muß im § 11 Abs. 2 
Rechnung getragen werden. \ 

Im § 12 Abs. 1 hat die lit. c zu lauten: 

"den Fachwahlausschuß zu bestellen (§ 17 
A\Js. 2);". 

Beg r ü n dun g: Auf Grund des Ergebnisses 
der parlamentarischen Verhandlungen sollen die 
Fachwahlausschüsse nicht auf Vorsch.!ag des Fach­
ausschusses vom Zentralwahlausschuß bestelLt 
werden, sondern vom Fachausschuß selbst. Dieser 
Tatsache muß auch im Kompetenzkatalog des 
§ 12 Abs. 1 Rechnung getragen werden. 

Im §14 Abs; 1 hat die lit. d "den ZentraJ­
wahl ausschuß zu bestellen (§ 18 Abs. 2);" und 
die lit. f "den Leiter der Zentralstelle im Falle 
des § 27 Abs. 3 zu beraten;" zu lauten; die lit. e 
hat zu entfanen, die lit. fund g erhalten die 
Bezeichnungen "e" und "f". 

Beg r ü n dun g: Die Di'enststellenwahlaus­
schüsse und die Fach,wahlausschüsse sind auf 
Grund der parlamentarischen Verhandlungen 
nicht vom Zentralwahlausschuß, sondern von 
den Dienststellen- beziehungsweise Fachaus­
schüssen zu bestellen (siehe die neugefaßten §§ 16 
Abs. 3 und 17 Abs. 2). Der Zentralwahlausschuß 
soll vom Zentralausschuß bestellt werden (siehe 
den neugefaßten § 18 Abs. 2). Im § 27 Abs. 3 
ist nicht mehr vom "Bundesminister (Bundes­
kanzler)" die Rede,sondern vom ~,Lei,ter der 
Zentralstelle". Auf alle diese Abänderungen ist 
auch in der Zuständigkeitsaufzählung des § 14 

, Abs. 1 Rücksicht zu nehmen. 

§ 27 Abs. 2 hat zu lauten: 

"Ein Personal vertreter (Mitglied eines W ahl­
ausschusses) der (das) in einem provisorischen 
öffentlich-rechtlichen oder in ei,nem vertrag­
lichen Dienstverhältnis steht oder zeitverpflich­
teter Soldat ist, darf ferner nur mit Zustim­
mung des Ausschusses, dem er (es) angehört, ge­
kündigt werden, es sei denn, auf den Vertrags­
bediensteten trifft der Kündigungsgrund des § ~2 
Abs. 2 lit. i des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 
zu." 

Beg r ü nd u n g: Das öffentlich-rechtliche 
Dienstverhältnis des zeitverpflichteten Soldaten 
kann gekündi~t werden. Durch die Abänderung 
soll der zeitverpflichtete Soldat den gleichen 
Kündigungsschutz genießen wie der provisori­
sche Beamte und der Vertragsbedienstete. 

Im § 20 hat der Abs. 12 zu entfallen; der 
Abs. 13 des § 20 erhält die Bez,eichnung ,,12" ~ 

Beg r ü n d TI n g: § 20 Abs. 12 ist im Hinblick 
auf die Bestimmung des § 13 Abs. 2 entbehrlich. 

Im § 22 Abs. 4 hat der letzte Satz zu ent­
fallen. 

Beg r ü nd u n g: Die dem § 22 A bs. 4 letzter 
Satz gleichartige Bestimmung wurde im § 6 
Abs. 7 gestrichen. Die Erwägungen, die für die 
Streichung der Bestimmung im Zusammenhang 
mit der Dienststellenversammlung maßgebend 
waren, sprechen auch für die Streichung im 
Zusammenhang mit dem Dienststellenausschuß. 

Weiters hat der Ausschuß zum Gesetzentwurf 
die folgenden FeststeHung,en für g,eboten erach­
tet: 

Zu § 2 Abs. 3 wurde vom Ausschuß der 
Wunsch geäußert, das Bundeskanzleramt möge 
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in einem Rundschr,eiben. darauf hinweisen, daß die Aufgaben des Zentralausschusses und dem 
den auf freiwilli,ger Mitgl}edschaft beruhenden Di,(::US'tS'teUenwahlausschuß auch die Aufgaben des 
Berufsv,ereinigungen es. auch nach dem Inkraft- Zentralwahlausschusses zukommen, ein Instan­
treten des im Entwurf vodiegen:den Ges.etz,es un- zenzug vom AusIs,chuß zum, Zent;ralausschuß 
benommen s:ein soll, die lnter,essen ihrer MitgLie- tricht vorgesehen ist. 
der dem Dienstgeber g,eg,enüber zu vertreten, Zu § 15 Abs. 5 wird festgehalten, daß ein Be­
ohne daß ihnen allerdingis ,ein Rechtsanspruch auf diensteter in. mehrere Personalvertretungeri ge­
Gehör oder auf die Durchführung eines Ver- wählt werden kann. Dies gilt nicht für Wahl­
fahrens zusteht. ausschüsse. 

Zu § 11 'Abs. 2 hat der Ausschuß einhellig die 
Auffassung geäußert, daß im Falle einer vorzei- Ferner hat der Verfassungsausschuß beschlos-
tigen Heendigung der Tätigkeitsdauer <:ines Fach- sen, die dem Bericht beigedruckte Entschließung 
ausschusses die B,estimmungen des § 24 zur An- zur Annahme zu empfehlen. 
wendung zu kommen haben. Der Verfassungsausschuß hat den Gesetzent-

Den dem Ausschuß zu § 11 Abs. 1 und § 13 wurf am 27. Febe~ ~owie am 6. März 1967 be­
Abs. 1 vorliegenden Anr,egungen zur Schaffung raten und n~ch einer Debatte, in der außer dem 
einer Personalvernretung für die Beamten des Berichterstatt,er die Abgeordneten Dr. Kr a n z 1-
Ruhestandes konnte nicht Rechnung getragen m a y r, Robert W eis z, Dr. B rod a, Dok­
werden, da im vorliegenden Ges:etzentwurf dem, tor G r u be r, Dr. van Ton gel sowie der 
Grundsa'tz der betrieblichen V,ertretung gefolgt Ausschußobmann das Wort ergriffen, angenom­

Der Verfassungs ausschuß stellt somit den A n­
t rag, der Nationalrat wolle 

wird, der einen personalv.ertretungsrechtlich,en men. 
Einbau dies,er Beamtenkategorie mangels Zuge­
hörigkeit zu einer DienstJstelle ausschließt. pie 
Beamten des Ruhestandes können jedoch ,im 
Rahmen des § 2 Abs. 3 des Bundes-Personal­
v,eruetungsgesetzesim Berd,che der übrigen ge-: 
setzlichen und der auf freiwiHiger Mitgliedschaft 
beruhenden BerufsvereinigungeIl sich vertreten 
lassen. 

Zu § 13 Abs. 2 wird klal'gestellt, daß in Fäl­
len, inwe\'chen der Dienststel1enausschuß auch 

Guggenberger 
Berichterstatter 

1. dem a n g e s chI 0 s sen enG e set z­
e n t w u r f die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen, 

2. die bei g e cl r u c k teE n t s chi i e ß u n g. 
annehmen. 

Wien, am 6. März 1967 

Probst 
Obmann 
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\ 

. I 
/ 1 

Bundesgesetz vom 
über die Personalvertretung bei den Dienst­
stellen des Bundes '(Bundes-Personalvertre­

tungsgesetz) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

ABSCHNITT I 

Personalvertretung bei den Dienststellen des Bun­
des. Geltungsbereich 

§ 1. (1) Die Bestimmungen dieses Abschnittes 
gelten, soweit die Abschnitte II, III und V keine 
Sonderregelungen enthalten, für alle Dienststellen 
des Bundes, ausgenommen jene der land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebe und der Betriebe, 
die unter die Bestimmungen des Betriebsräte­
gesetzes, BGBL Nr. 97/1947, in der Fassung der 
Bundesgesetze BGBL Nr. 190/1954, 234/1962 und 
235/1965 sowie der Kundmachung BGBL Nr. 150/ 
1952, fallen. 

(2) Die Personalvertretung im Bereiche der 
österreichischen Bundesbahnen sowie der. Post­
und Telegraphenverwaltung wird unter Berück­
sichtigung der in diesen Bereichen vorliegenden 
besonderen Verhältnisse durch ein besonderes 

'Bundesgesetz geregelt. 

(3) Die Bestimmungen dieses Abschnittes fin­
den auf die Richter und auf die Richteramts­
anwärter sowie auf jene Bediensteten keine An­
wendung, die einer Einheit angehören, die gemäß 
§ 1 des Bundesverfassungsgesetzes VOIn 30. Juni 
1965, BGBL Nr. 173, über die Entsendung öster­
reichischer Einheiten zur Hilfeleistung in das 
Ausland auf Ersuchen internationaler Organisa­
tionen gebildet wurde. 

(4) Dienststellen im Sinne dieses Bundesgesetzes 
sind die Behörden, Ämter und anderen Verwal­
tungssteilen sowie die Anstalten und Betriebe, 
die nach ihrem organisatorischen Aufbau eine 
verwaltungs- oder betriebstechnische Einheit dar­
stellen. 

(5) ZentralstelIen im Sinne dieses Bundesgeset­
zes sind das Bundeskanzleramt und die ein~elnen 
Bundesministerien sowie Dienststellen, die 
keinem Bundesministerium nachgeordnet sind. 

Ressorts im Sinne dieses Bundesgesetzes sind die 
Zentralstellen mit den' ihnen nachgeordneten 
Dienststellen. 

Aufgaben der Personalvertretung 

§ 2. (1) Die Personalvertretung ist nach Maß­
gabe der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes be­
rufen, die beruflichen, wirtschaftlichen, sozialen, 
kulturellen und gesundheitlichen Interessen der 
Bediensteten zu wahren und zu fördern. Sie 
hat in Erfüllung dieser Aufgaben dafür einzu­
treten, daß die zugunsten der Bediensteten gel­
tenden Gesetze, Verordnungen, Verträge, Dienst­
ordnungen, Erlässe und Verfügungen eingehalten 
und durchgeführt werden. 

(2) Die Personal vertretung hat sich bei ihrer 
Tätigkeit von dem Grundsatze leiten zu lassen, 
den Bediensteten unter Bedachtnahme auf das 
öffent1i~he Wohl zu dienen. Sie hat dabei auf die 
Erfordernisse eines geordneten, zweckmäßigen 
und wirtschaftlichen Dienstbetriebes Rücksicht 
zu nehmen. 

(3) Der AufgabenbereiCt~ anderer gesetzlicher 
und auf freiwilliger Mitgliedschaft beruhender 
Berufsvereinigungen wird durch dieses Bundes­
gesetz nicht berührt. 

Organe der Personalvertretung 

§ 3. (1) Organe der Personalvertretung sind 
nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen: 

a), die Dienststellenversammlung, 
b) der Dienststellenausschuß (Vertrauensper-

sonen), 
c) der Fachausschuß, 
d) der Zentralausschuß und 
e) der DienststeUen(Fach-, Zentral)wahlaus­

schuß. 
(2) Der Wirkungsbereich der Dienststellenver­

sammlung und des Dienststellenausschusses (Ver­
trauenspersonen) erstreckt sich auf die Bedienste­
ten der DierrststeHe im Sinne dies'es Gesetzes (§ 4), 
bei der der Dienststellenausschuß errichtet ist. 

(3) Der Wirkungsbereich des lachausschusses 
erstreckt sich auf die Bediensteten jener Dienst­
stelle, bei der der Fachausschuß errichtet ist (§ i 1 
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Abs. 1), sowie jener Dienststellen, die dieser 
Dienststelle nachgeordnet sind. Ist der Fachaus­
schuß für einzelne Dienstzweige errichtet, so er­
streckt sich sein Wirkungsbereich auf jene Bedien­
steten der Diehststelle, bei der der Fachausschuß 
errichtet ist, sowie der dieser Dienststelle nach­
geordneten Dienststellen, die den Dienstzweigen 
angehören, für die der Fachausschuß errichtet ist. 

(4) Der WirkungsbereiCh des Zentralausschusses 
erstreckt sich auf die Bediensteten aller Dienst­
stellen des Ressorts, für die der Zentralausschuß 
errichtet ist (§ 13 Abs. 1). 

(5) Die Gesamtheit der von einem Zentralaus­
schuß vertretenen Bediensteten besitzt Rechts­
persönlichkeit. Die gesetzliche Vertretung obliegt 
dem Obmann des Zentralausschusses, in Dienst­
stellen, die keinem Ressort angehören (§ 13 
Abs. 2), dem Obmann, des Dienststellenaus­
schusses. 

(6) Personalvertreter im Sinne dieses Bundes­
gesetzes sind die Mitglieder der Dienststellen­
ausschüsse, der Fachausschüsse und der Zentral­
ausschüsse sowie die Vertrauenspersonen. 

(3) Wird für zwei oder mehrere Dienststellen 
(Dienststellenteile) eine gemeinsame Personalver­
tretung oder werden für eine Dienststelle mehrere 
Personalvertretungen gebildet, so gelten die 
zusammengefaßten beziehungsweise getrennten 
Dienststellen im ~inne dieses Bundesgesetzes als 
eine Dienststelle. 

Wer im Sinne dieses Bundesgesetzes als Leiter 
der zusammengefaßten Dienststelle (Dienst­
stellenteile) gilt, hat der zuständige Zentralaus­
schuß nac;h Anhörung der betroffenen Dienst­
stellenausschüsse im Einvernehmen mit dem für 
den Zentralausschuß zuständigen Leiter der Zen­
tralstelle zu bestimmen. 

(4) Die Zusammenfassung oder Trennung von 
Dienststellen ist im "Am~sblatt zur Wiener Zei­
tung" und an den Amtstafeln der betroffenen 
Dienststellen kundzumachen. 

Dienststellenversammlung 

§ 5. (1) In Dienststellen mit mindestens fünf 
Bediensteten bildet die Gesamtheit der Bedien­
steten die Dienststellenversammlung. 

(2) Der Dienststellenversammlung obliegt: 

Personalvertretung bei den Dienststellen a) die Entgegennahme von Berichten des 
Dienststellenausschusses (Vertrauensperso-

§ 4 (1) Bei jeder Dienststelle ist eine Personal- nen); 
vertretung zu bilden. Für zwei oder mehrere b) die Beschlußfassung über die Enthebung 
Dienststellen kann eine gemeinsame Personalver- des Dienststellenaussehusses (Vertrauens-
tretung, für besonders große und organisatorism personen). 
trennbare und für örtlich getrennt untergebrachte 
Dienststellen sowie für Dienststellen, in denen, § 6. (1) Die Dienststellenversammlung ist vom 
Bedienstete verschiedener Besoldungsgruppen Dienststellenausschuß (Vertrauenspersonen) im 
oder Dienstzweige verwendet werden, können Bedarfsfalle einzuberufen. 
mehrere Personalvertretungen gebildet. werden, (2) Eine Dienststellenversammlung ist binnen 
wenn dies unter Berücksichtigung der personaI- zwei Wochen auch einzuberufen, wenn mehr als 
mäßigen Struktur der Dienststellen der Wahrung die Hälfte der Bediensteten oder die Hälfte der 
der Interessen der Bediensteten dienlich ist; Mitglieder des Dienststellenausschusses, . jedoch 
hiebei ist dafür zu sorgen, daß für Dienststellen mindestens zwei, unter Angabe des Grundes die 
mit weniger als fünf Bediensteten gemeinsam Einberufung verlangt. 
mit anderen Dienststellen eine Personalvertretung (3) 1111 Falle der Funktionsunfähigkeit des 
geschaffen wird. Unter der gleichen Voraus- Dienststellenausschusses (Vertrauenspersonen) 
setzung kann auch für Teile mehrerer Dienst- und wenn ein Dienststellenausschuß (Vertrauens­
stellen, denen Bedienstete gleicher Besoldungs- personen) noch nicht besteht, ist die Dienststellen­
gruppen oder Dienstzweige angehören, eine ge- versammlung von dem an Lebensjahren ältesten 
meinsame Personalvertretung gebildet werden. stimmberechtigten Bediensteten einzuberufen. 
Sind in einem Ressort mehrere Zentralausschüsse Unterläßt dieser die Einberufung, so obliegt die 
eingerichtet (§ 13 Abs. 1), so sind in den Dienst- Einberufung dem jeweils nächstältesten stimm­
stellen für jene Bediensteten, für die die Zentral- berechtigten Bediensteten. 
ausschüsse errichtet sind, eigene Dienststellenaus- (4) Den Vorsitz in der Dienststellenversamm-
schüsse zu bilden. lung führt der Obmann des Dienststellenausschus-

(2) Für welche Dienststellen oder Dienststellen- ses oder im Fall seiner Verhinderung dessen Stell­
teile eine gemeinsame und für welche Dienst- vertreter, in Dienststellen, in denen keine Dienst­
stellen mehrere Personalvertretungen gebildet stellenausschüsse zu bilden sind (§ 30 Abs. 1), 
werden, hat der zuständige Zentralausschuß nach die Vertrauensperson und, wenn zwei Vertrauens­
Anhörung der betroffenen Dienststellenaus- personen bestellt sind, die an Lebensjahren ältere 
schüsse im Einvernehmen mit dem für den Zen- Vertrauensperson. Im Falle der Funktionsunfähig­
tralausschuß zuständigen Leiter der Zentralstelle keit des Dienststellenausschusses (Vertrauensper­
zu bestimmen. Hiebei ist der Sitz der gemein- sonen) und wenn ein Dienststellenausschuß (Ver­
samen Personalvertretung zu bestimmen. trauenspersonen) noch ni mt besteht, führt den 
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Vorsitz in der DienststeiIenversammli.mg der an Einrichtungen der Personalvertretung vorbehal­
Lebensjahren älteste stimmberechtigte Bedien- ten sind. In diesem Sinne obliegt ihnen insbeson-
stete. dere: 

(5) Die Dienststellenversammlung ist tunlichst a) Anregungen zu geben und Vorschläge zu 
erstatten, mit dem Ziele, zum allgemeinen 
Nutzen und im Interesse der Bediensteten 
den Dienstbetrieb zu fördern; 

ohne Störung des Dienstbetriebes durchzuführen. 
Jenen Bediensteten, die nicht zur Aufrechterhal-
tung des notwendigen Dienstbetriebes' (Journal~ 
dienstes) erforderlich sind, ist die Teilnahme an 
der Dienststellenversammlung zu ermöglichen. 

(6) In der Dienststellenversammlung ist jeder 
wahlberechtigte Bedienstete stimmberechtigt. 

(7) Zur Beschlußfassung in der Dienststellen­
versammlung ist die Anwesenheit mindestens der 
Hälfte der Bediensteten erforderlich. Die Be­
schlüsse der Dienststellenversammlung werden, 
soweit im folgenden nichts anderes bestimmt 
wird, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen. 
Stimmen gefaßt. Im Falle des § 5 Abs. 2 lit. b 
bedarf der Beschluß der Zweidrittelmehrheit der 
abgegebenen Stimmen, mindestens jedoch. der 
Hälfte der Stimmen der wahlberechtigten Be­
diensteten. 

(8) Ist eine Dienststellenversammlung beschluß­
unfähig, so ist innerhalb einer Woche neuerlich 
eine Di.enststeHenvel'sammlung einzuberuf.en, die 
ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden 

. Bediensteten beSichlußfähig ist. 

§ 7. Die näheren Bestimmungen über die Ge­
schäftsführung der Dienststellenversammlung 
(Geschäftsordnung) sind durch Verordnung. zu 
erlassen. 

Dienststellenausschüsse 

§ 8. (1) In jeder Dienststelle, in der mindestens 
20 Bedienstete bechäftigt sind, ist ein Dienst­
stellenausschuß zu wählen. 

(2) Der Dienststellenausschuß besteht in Dienst­
stellen mit 20 bis 50 Bediensteten aus drei, in 
Dienststellen mit 51 bis 100 Bediensteten aus 
vier Mitgliedern. In Dienststellen mit mehr als 
100 Bediensteten erhöht sich für je weitere 
100 Bedienstete die Zahl der Mitglieder um eins, 
in Dienststellen mit mehr als 1000 Bediensteten 
für je weitere 500 Bedienstete um eins. ·Bruch­
teile von 100 beziehungsweise 500 werden für 
voll gerechnet. 

(3) Bei Anwendung der Abs. 1 und 2 ist die 
Anzahl der Bediensteten der Dienststelle am Tage 
der Ausschreibung der Wahl maßgebend. Hiebei 
sind jene Bediensteten nichi zu berücksichtigen, 
die dienstzugeteilt sind. Diese Bediensteten sind 
der Zahl der Bediensteten jener Dienststelle zuzu­
rechnen, der sie angehören. Eine Änderung der 
Zahl der Bediensteten der Dienststelle ist auf die 
Anzahl der Mitglieder des Dienststellenausschusses 
während dessen Tätigkeitsdauer ohne Einfluß. 

§9. (1) Die Dienststellenausschüsse sind zur 
Erfüllung aller jener im § 2 umschriebenen Auf­
gaben berufen, die nicht ausdrücklich anderen 

b) sofern dies von einem Bediensteten für 
seine Person verlangt wird, diesen in Ein­
zelpersonalangelegenheiten, und zwar auch 
in Fällen, in denen sich der Bedienstete 
nicht auf ein ihm aus dem Dienstverhältnis 
zustehendes Recht berufen kann, zu ver-
treten; . 

c) an der Besichtigung von Dienststellen durch 
behördliche Organe, sofern diese nicht 
Kontrollen des Dienstbetriebes dient, teil­
zunehmen; die Dienststellenausschüsse sind 
von solchen Besichtigungen zeitgerecht in 
Kenntnis zu setzen; 

>Cl) an der Durchführung und Überwa.chung 
der Einhaltung von Vorschriften und An­
ordnungen über den Dienstnehmerschutz 
und die Sozialversicherung mitzuwirken 
und in diesen Belangen erforderlichenfalls 

I die zuständige Aufsichtsbehörde anzurufen; 
.e) bei der I Aufrechterhaltung der Disziplin in 

der Dienststelle mitzuwirken; 
f) den Dienststellenwahlausschuß zu bes~ellen 

(§ 16 Abs. 3); 
g) in den Fällen der §§ 27 und 28 mitzuwir­

ken. 

(2) Mit dem Dienststellenausschuß ist das Ein­
vernehmen zu pflegen (§ 10): 

a) in allgemeinen Personalangelegenheiten, die 
nach ihrer Bedeutung nicht über den Wir­
kungsbereich des DienststellelJ.ausschusses 
hinausgehen; 

b) bei der Urlaubseinteilung oder deren Ab­
änderung; 

c) bei der Erstellung und Abänderung emes 
Dienstplanes. 

(3) Dem Dienststellenausschuß sind mitzu­
teilen: 

a) Neuaufnahmen, Dienstzuteilungen und 
Versetzungen von Bediensteten, und zwar 
bevor diese Verfügungen getroffen werden, 
in Dringlichkeitsfällen jedoch spätestens am ' 
Tage ihres Wirksamkeitsbeginnes; 

b) Anträge des Dienststellenleiters auf Über­
nahme von Bediensteten in das öffentlich­
rechtliche Dienstverhältnis, auf Beförderun­
gen oder auf Überstellungen von Bedien­
steten, und zwar vor der Stellung der An­
träge; 

c) die Einleitung eines Disziplinarverfahrens 
und die Art der Beendigung dieses Ver­
fahrens, und zwar unmittelbar nach der 
Einleitung oder Be~ndigung des Verfahrens. 
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(4) Zu den im Abs. 1 lit. c genannten Einzel­
personalangelegenheiten, in denen sich der Be­
dienstete nicht auf ein ihm aus dem Dienstver­
hältnis zustehendes Recht berufen kann, zählen 
insbesondere die übernahme von Vertragsbedien­
steten in das öffentlich-rechtliche Dienstverhält­
nis (Pragmatisierung), die übersteIlung von Be­
diensteten in eine höhere Verwendungs(Entloh­
nungs)gruppe und die Beförderung von Beam­
ten in höhere Dienstklassen sowie Dienstaufträge, 
.Arbeitszuweisung, Versetzung usw. 

§ 10. (1) Maßnahmen, in denen mit dem 
Dienststellenausschuß das Einvernehmen ,zu pfle­
gen ist (§ 9 Abs. 2), sind vor ihrer Durchführung 
dem Dienststellenausschuß mitzuteilen. Der 
Dienststellenausschuß kann in einem solchen Falle 
Einwendungen erheben und allenfalls Gegenvor-

,schläge machen. Die Einwendungen oder Vor­
schläge sind zu begründen. 

(2) Äußert sich der Dienststellenausschuß nicht 
innerhalb einer Frist von zwei Wochen nach Mit­
teilung der geplanten Maßnahme, so kann das 
Einverständnis des Dienststellenausschusses an­
genommen werden. Die Frist kann auf begrün­
deten Antrag des Dienststellenausschusses .ange­
messen verlängert werden. Bei Maßnahmen, die 
keinen Aufschub erleiden dürfen, kann eine 
kürzere Kußerungsfrist bestimmt werden. Auf 
Maßnahmen, die sofort getroffen werden müssen, 
insbesondere bei drohender Gefahr und in Kata­
strophenfällen, sowie bei Alarm- und Einsatz­
übungen des Bundesheeres sind die Bestimmun­
gen des Abs. 1 nicht anzuwenden ; der Dienst­
stellenausschuß ist jedoch unverzüglich von rier 
getroffenen Maßnahme zu verständige,n. 

(3) Der Leiter der Dienststelle hat sich auf Ver­
langen des Dienststellenausschusses mit diesem 
über Anträge, Anregungen und Vorschläge dieses 
Ausschusses zu beraten; einem solchen Verlangen 
ist binnen zwei Wochen Rechnung zu tragen. 

(4) Entspricht der Leiter der Dienststelle den 
Einwendungen des Dienststellenausschusses gemäg 
Abs. 1 binnen zwei Wochen nicht in vollem Um­
fange, so. hat er dies dem Dienststellenausschuß 
unter A~gabe der Gründe bekanntzugeben. Das­
selbe gilt, wenn der Leiter der Dienststelle glaubt, 
schriftlich eingebrachten Anträgen, Anregungen 
und Vorschlägen des Dienststellenausschusses 
(Abs. 3) nicQt nachkommen zu können. Wenn 
es der Dienststellenausschuß in diesen Fällen 
innerhalb einer Frist von zwei Wochen verlangt, 
so ist die Angelegenheit im Dienstweg der sachlich 
zuständigen übergeordneten Dienststelle, bei der 
ein für die Angelegenheit zuständiger Fachaus­
schuß errichtet ist, wenn eine solche Dienststelle 
nicht besteht, der Zentralstelle vorzulegen. Eine 
schriftliche Äußerung des Dienststellenaus­
schusses ist in diesem Falle dem Vorlage akt anzu­
schließen. 

(5) Der Leiter der übergeordneten Dienststelle 
hat, wenn er den Einwendungen oder Anträgen 
(Anregungen, Vorschlägen) nicht entspricht, bin­
nen zwei Wochen Beratungen mit dem bei seiner 
Dienststelle gebildeten und für die Angelegenheit 
zuständigen Fachausschuß aufzunehmen. Das Er­
gebnis der Beratungen ist vom Leiter der Dienst­
stelle schriftlich festzuhalten; eine Ausfertigung 
ist dem Fachausschußzuzustellen. Haben die Be­
ratungen zu keinem Einvern,ehmen geführt, so 
ist die Angelegenheit der ZentralsteUe vorzule­
gen, wenn dies der Fachausschuß binnen zwei 
Wochen nach Zustellung der schriftlichen Aus­
fertigung verlangt. 

(6) Wird zwischen den sachlich für die Behand­
lung der Angelegenheit berufenen Organen der 
Zentralstelle und dem zuständigen Zentralaus­
schuß kein Einvernehmen erzielt, so entscheidet 
der zuständige Leit,er d;er Zentrarstelle nach 
Anhörung des Zentralaus·schusses. 

(7) Durch die Bestimmungen der Abs. 4 bis 6 
werden die Zuständigkeitsvorschriften des Dienst­
und Organisationsrechtes des Bundes sowie des 
Dienstrechtsverfahrensgesetzes, BGBl. Nr. 54) 
1958, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. 
Nr. 298/1960, niCht berührt. 

Fachausschüsse 

§ 11. (1) Am Sitz~ folgender Dienststellen sind 
Fachausschüsse zu errichten: 

a) bei den Landesgendarmeriekommanden für 
die Bediensteten des Gendarmeriedienstes ; 

b) bei der Polizeidirektion Wien drei, und 
zwar einer für die Bediensteten des Sicher­
heitswachdienstes, einer' für die Bedienste­
ten des Kriminaldienstes und einer für die 
Bediensteten sonstiger Dienstzweige; 

c) bei den Oberlandesgerichten für alle Be­
diensteten, ausgenommen für, jene des 
Justizwachdienstes einschließlich des Dienstes 
der Jugenderzieher und der übrigen Be­
diensteten an Justizanstalten; . 

d) bei den Landesschulräten drei, und zwar je 
einer für 
aa) die beim Landesschulrat und den nach­

geordneten Dienststellen verwendeten 
Bundesbediensteten, ausgenommen die 
an Schulen verwendeten Bundeslehrer, 

bb) die Bundeslehrer . an den dem Landes­
schulrat unterstehenden allgemeinbil­
denden Schulen und Anstalten der 
Lehrerbildung und der Erzieherbildung 
mit Ausnahme der Berufspädagogischen 
Lehranstalten und Berufspädagogischen 
Institute, 

ce) die Bundeslehrer an den dem Landes­
schulrat unterstehenden berufsbilden­
den Schulen und Berufspädagogischen 
Lehranstalten sowie Berufspädagogi­
schen Institüten; 
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e) bei den Landesarbeitsämtern; 
f) beim Zentralarbeitsinspektorat; 
g) bei den Fina~zlandesdirektionen zwei, und 

zwar einer für die Bediensteten des Zol1-
wachdienstes und einer für die Bediensteten 
der sonstigen Dienstzweige; 

h) beim Bundesamt für Eich- und Vermes­
sungswesen ; 

i) bei den Gruppenkommanden des Bundes­
heeres, und zwar je ein Fachausschuß für 
alle Bediensteten im örtlichen Wirkungsbe­
reiche eines jeden Militärkommandos, das 
im örtlichen Befehlsbereiche des jeweiligen 
Gruppenkommandos gelegen ist, ausge-, 
nommen die im Bundesministerium für 
Landesverteidigung in Dienstverwendung 
stehenden Bediensteten, die Bediensteten 
im Befehlsbereiche des Kommandos der 
Luftstreitkräfte und des Kommandos der 
Heeresfeldzeugtruppen sowie die Bedien­
steten von Akademien und Schulen sowie 
von dem Bundesministerium für Landesver­
teidigung unmittelbar unterstellten Anstal­
ten. Soweit der örtliche Befehlsbereich eines 
Gruppenkommandos nur einen Teil des 
örtlichen Wirkungsbereiches eines Militär­
komm:llldos umfaßt, ist der Fachausschuß 
nur für die in diesem Teilgebiete in Dienst'­
verwendung stehenden Bediensteten zu er­
richten; 

j) beim Kommarido der Luftstreitkräfte; 
k) beim Kommando' der Heeresfeldzeugtrup­

pen. 

(2) Der Fachausschuß wird von der Gesamtheit 
der wahlberechtigten Dienstnehmer der im Abs. 1 
genannten Dienststelle sowie der dieser Dienst­
stelle nach geordneten Dienststellen Jeweils ge­
meinsam mit den Vertrauenspersonen und' den 
Dienststellenausschüssen gewählt. Soweit der 
Fachausschuß für einzelne Dienstnehmergruppen 
errichtet ist, steht das Wahlrecht jenen wahl'­
berechtigten Dienstnehmern der im Abs. 1 ge­
nannten Dienststelle sowie der dieser Dienst­
stelle nachgeordneten Dienststellen zu, die den 
Dienstnehmergruppen angehöreIII, für die der 
Fachausschuß errichtet ist. 

(3) Sind zur Wahl des Fachausschusses weniger 
als 500 Bedienstete wahlberechtigt, so besteqt der 
Fachausschuß aus vier Mitgliedern. Die Zahl der 
Mitglieder des Fachausschusses erhöht sich fü,r je 
500 wahlberechtigte Bedienstete um je ein Mit­
glied, höchstens jedoch auf acht Mitglieder. § 8 
Abs. 2 letzter Satz und Abs. 3 finden sinngemäße 
Anwendung. 

(4) Auf die Berufung der Mitglieder des Fach­
ausschusses finden die Bestimmungen des § 15 
,und auf die Geschäftsführung des Fachausschusses 
die Bestimmungen des § 22 sinngemäße Anwen­
dung. 

§ t2. (1) Aufgabe des Fachausschusses ist es, 
a) in Personalangelegenheiten im Sinne des 

§9, die über den Wirkungsbereich eines 
Dienststellenausschusses, nicht jedoch über 
den Wirkungsbereich des Facha)lsschusses 
hinausgehen, mitzuwirken; 

b) in den Fällen des § 10 Abs. 5 mit dem 
Leiter der Dienststelle zu beraten, bei der 
der Fachausschuß bestellt ist; 

c) den Fa·chwahlausschuß zu bestellen (§ 17 
Abs. 2); 

d) in den Fällen der §§ 27 und 28 mitzuwir­
ken. 

(2) Im Falle des Abs. 1 lit. a finden die Bestim­
mungen des § 10 sinngemäße Anwendung. 

Zentralausschüsse 

§ 13. (1) Am Sitze der Zentralstellen sind fol­
gende Zentralausschüsse zu errichten: 

a) beim Bundeskanzleramt einer; 
b) beim Bundesminis,terium für Inneres vier, 

und zwar einer für die Bediensteten des 
Gendarmeriedienstes, einer für die Bedien­
steten des Sicherheitswachdienstes, einer für 
die Bediensteten des Kriminaldienstes lind 
einer für die Bediensteten der sonstigen 
Dienstzweige ; 

c) beim Bundesministerium für Justiz zwei, 
und zwar einer für die Bediensteten des 
Justizwachdienstes einschließlich des Dien­
stes der Jugenderzieher und der übrigen 
Bediensteten an Justizanstalten und ,einer 
für .die ;Bediensteten der sonstigen Dienst­
zweIge; 

d) beim Bundesministerium für, Unterricht 
vier, und zwar je einer für 
aa) die Hochschullehrer, 

bb) die Bundeslehrer an allgemeinbildenden 
Schulen und Anstalten der Lehrerbil­
dung und der Erzieherbildung mit 
Ausnahme der Berufspädagogischen 
Lehranstalten und Berufspädagogischen 
Institute, 

cc) die Bundeslehrer an berufsbildenden 
Schulen und Berufspädagogischen 
Lehranstalten sowie Berufspädagogi­
schen Instituten, 

dd) die Bediensteten sonstiger Dienstzweige 
und nicht an Schulen verwendeten 
Bundeslehrer; 

e) beim Bundesministerium für soziale Ver­
waltung zwei, und zwar einer für die He­
diensteten der Arbeitsämter und einer für 
die sonstigen Bediensteten dieses Ressorts; 

f) beim Bundesministerium für Finanzen 
zwei, und zwar einer für die Bediensteten 
des Zollwachdienstes und einer für die Be­
diensteten sonstiger Dienstzweige; 
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g) beim Bundesministerium für Verkehr und I Berufung der Mitglieder der Dienststellenaus-
verstaatlichte Unternehmungen zwei, und schüsse 

z~ar .ei?er f\ir die Bedi~nstet~.n d~s Amt~s § 15. (1) Die Mitglieder der Dienststellenaus-
fur ZIVIlluftfahrt und emer fur die sonstl- schüsse werden durch unmittelbare geheime Wahl 
gen Bediensteten dieses Ressorts; auf die Dauer von vier Jahren - vom Tage der 

h) bei den übrigen Bundesministerien je einer. Wahl an gerechnet - berufen. Die Wahl ist nach 

(2) Bei der Präsidentschaftskanzlei, bei der den G~~ndsätzen des Verhältniswahlrechtes 
Kanzlei des Präsidenten des Nationalrates, beim durchzufuhren. 
Rechnungshof, beim Verfassungsgerichtshof, beim (2) Wahlberechtigt sind, sofern n~cht ei~ Aus­
Verwaltungsgerichtshof und beim Obersten Ge- schließungs grund nach Abs. 3 vorhegt, die Be~ 
richtshof sind lediglich Dienststellenvertretungen diensteten, die 
mit der Maßgabe zu bilden, daß dem Dienststel- a) am Tage der Wahlausschreibung das 18. Le-
lenausschuß auch die Aufgaben des Zentral- bensjahr vollendet haben und 
ausschu~ses und dem Dienststellenwahlausschuß b) am Tage der Wahlausschreibung mindestens 

,auch dlC Aufgaben des Zentralwahlausschusses einen Monat Bundesbedienstete des Dienst-
zukommen. standes sind. 

(3) Der Zentralausschuß wird von der Gesamt- (3) Vom Wahlrecht sind Bedienstete aus ge-
heit der wahlberechtigten Dienstnehmer des schlossen, die vom Wahlrecht in den Nationalrat 
Ressorts, für die der Zentral ausschuß errichtet ausgeschlossen sind, wobei der Nichtbesitz der 
ist, jeweils gemeinsam mit den Vertrauensper- österreichischen St;!atsbürgerschaft unerheblich 
sonen und den Dienststellenausschüssen gewählt. . 1st. 

(4) Sind zur Wahl des Zentralausschusses wen i- (4) Zur Wahl des Dienststellenausschusses sind 
ger als 2000 Bedienstete wahlberechtigt, so be- jene Bediensteten berechtigt, die am Tage der 
steht der Zentralausschuß aus vier Mitgliedern. Wahlausschreibung der Dienststelle angehören, 
Die Zahl der Mitglieder des Zentralausschusses deren Dienststellenausschuß gewählt wird. 
erhöht sich bis zu 4000 wahlberechtigten Bedien- (5) Wählbar sind alle wahlberechtigten Bedien­
steten für je 1000 wahlberechtigte Bedienstete steten, die am Tage der Ausschreibung der Wahl 
und ab 4000 wahlberechtigten Bediensteten für je das 21. Lebensjahr vollendet haben, am Tage oer 
2000 wahlberechtigte Bedienstete jeweils um ein 

Wahlausschreibung die österreichische Staatsbür­Mitglied, höchstens jedoch auf zwölf Mitglieder. 
gerschaft besitzen und sich an diesem Tage min­

§ 8 Abs. 2 letzter Satz und Abs. 3 finden sinn- destens sechs Monate im Bundesdienst befinden. 
gemäße Anwendung. 

(5) Auf die Berufung der Mitglieder des Zen-
tralausschusses finden die Bestimmungen des § 15 
,und auf die ,Geschäftsführung des Zentralaus­
schusses die Bestimmungen des § 22 sinngemäße 
Anwendung. 

§ 14. (1) Aufgabe des Zentralausschusses ist es, 
a) in Personalangelegenheiten im Sinne des 

§ 9, die die Bediensteten des Ressorts be­
treffen, für die der Zentralausschuß errich­
tet ist, und die über den Wirkungsbereich 
der nachgeordneten Dienststellen- und 
Fachausschüsse hinausgehen, mitzuwirken; 

b) Vorsorge für ein einheitliches Vorgehen der 
Dienststellenausschüsse (Vertrauensperso-
nen) zu treffen; 

c) in den in § 10 Abs. 6 genannten Fällen 
tätig zu werden; 

d) den Zentralwahlausschuß zu bestellen (§ 18 
Abs. 2); 

e) den Leiter der Zentralstelle im Falle des 
§ 27 Abs. 3 zu beraten; 

f) in den Fällen der§§ 27 und 28 mitzuwir­
ken. 

(2) Im Falle des Abs. 1 lit. a ,finden die Bestim­
mungen des § 10 sinngemäße Anwendung. 

(6) Vom passiven Wahlrecht sind ausgeschlos-
sen: 

a) die Mitglieder der Bundesregierung, die 
Staatssekretäre, der Präsident und der Vize­
präsident des Rechnungshofes sowie die 
Mitglieder einer Landesregierung (des 
Wiener Stadtsenates), 

b) anläßlich der Wahl der Dienststellenaus­
schüsse die Leiter jener Dienststellen, bei 
denen der Dienststellenausschuß errichtet 
ist, anläßlich der Wahl der Fachausschüsse 
die Leiter jener Dienststellen, bei denen die 
Fachausschüsse errichtet sind, und anläßlich 
der Wahl der Zentralausschüsse die Leiter 
jener Dienststellen, bei denen die Zentral­
ausschüsse errichtet sind, sowie die ständigen 
Vertreter dieser Dienststellenleiter, weiters 
Bedienstete, die als Repräsentanten der 
Dienstbehörde (des Dienstgebers) gegen­
über den Dienststellenangehörigen fungie­
ren (Personalreferenten), alle diese, soweit 
sie maßgebenden Einfluß auf Personalange­
legenheiten haben, 

c) Bedienstete, über die eine über die Diszi­
'plinarstrafe des Verweises hinausgehende 
Disziplinarstrafe verhängt wurde, während 
der Dauer dieser Strafe. 
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Wahlausschüsse 

§ 16. (1) Vor jeder Wahl eines Dienststellen­
ausschusses ist bei der Dienststelle ein Dienst­
stellenwahlausschuß zu bilden. 

(2) Der Dienststellenwahlausschuß besteht aus 
drei, fünf oder sieben Mitgliedern. Die Zahl der 
Mitglieder ist unter BerücksiChtigung der Zahl 
der vom Dienststellenausschuß vertretenen Be­
diensteten durch Verordnung zu bestimmen. Für 
jedes Mitglied ist ein Ersatzmann zu bestellen, der 
das Mitglied im Verhinderungsfalle vertritt. 

(3) Die Mitglieder des Dienststellenwahlaus­
schusses sind vom Dienststellenausschuß zu be­
stellen. Bei der Bestellung der Mitglieder des 
Dienststellenwahlausschusses ist das Stärkever­
hältnis der im Dienststellenausschuß vertretenen 
Wählergruppen zu berücksichtigen .. Die Auswahl 
der zu bestellenden Bediensteten obliegt jeweils 
jenen Mitgliedern des Dienststellenausschusses, 
deren Wählergruppe zu berücksichtigen ist. 

(4) Die Mitglieder des Dienststellenwahlaus­
schusses müssen zum Dienststellenausschuß wähl­
bar sein. Ein Bediensteter darf nur einem Wahl­
ausschuß angehören. Der Dienststellenwahlaus­
schuß wählt aus seiner Mitte den Vorsitzenden 
und dessen Stellvertreter. Die Tätigkeit des 
Dienststellenwahlausschusses endet im Zeitpunkte 
des ersten Zusammentrittes des an seine Stelle 
tretenden neu bestellten Dienststellenwahlaus­
schusses. 

(5) Jede für die Wahl des Dienststellenaus­
schusses kandidierende Wählergruppe hat das 
Recht auf Entsendung einer Vertrauensperson 
(Wahlzeuge) in den Dienststellenwahlausschuß. 
Die Wahlzeugen müssen zum Dienststellenaus­
schuß wählbar sein. Sie sind berechtigt, an den 
Sitzungen des Dienststellenwahlausschusses ohne 
Stimmrecht teilzunehmen. 

(6) Die Namen der Mitglieder der Wahlaus­
schüsse sind öffentlich, jedenfalls aber· durch 
Anschlag an der Amtstafel jener Dienststelle, bei 
der die Wahl stattfindet, kundzumachen. § 22 
Abs. 2 bis 4 findet mit der Maßgabe sinngemäße 
Anwendung, daß die erste Sitzung des Dienst­
stelIenwahlausschusses von seinem an Lebens­
jahren ältesten Mitglied, im Falle der Verhinde­
rung oder Säumigkeit dieses Mitgliedes vom je­
weils nächstältesten Mitglied, spätestens zwei 
Wochen nach der Bestellung des Wahlausschusses 
einzuberufen ist. 

§ 17. (1) Vor jeder Wahl eines Fachausschusses 
ist am Sitze dieses Ausschusses ein Fachwahlaus­
schuß zu bilden. Er besteht aus drei, fünf oder 
sieben Mitgliedern. Die Zahl der Mitglieder ist 
unter Berücksichtrgung der Zahl der vom Fach­
ausschuß vertretenen Bediensteten durch Ver­
ordnung zu bestimmen. 

(2) Die Mitglieder des Fachwahlausschusses sind 
vom Fachausschuß zu bestellen; sie müssen zum 
Fachausschuß wählbar sein. Im übrigen finden die 
Bestimmungen des § 16 sinngemäß Anwendung. 

§ 18. (1) Vor jeder Wahl eines Zentralaus­
schusses ist am Sitze dieses Ausschusses ein Zen­
tralwahlausschuß zu bilden. Er besteht aus fünf, 
sieben oder neun Mitgliedern. Die Zahl der 
Mitglieder ist unter Berücksichtigung der· Zahl 
der vom Zentralausschuß vertretenen Bedienste­
ten durch Verordnung zu bestimmen. 

(2) Die Mitglieder des Zentral wahlausschusses 
sind vom Zentralausschuß zu bestellen; sie müssen 
zum Zentralausschuß wählbar sein. Im übrigen 
finden die B.estimmungen des § 16 sinngemäße 
Anwendung. 

§ 19. Die Bestimmungen des § 21 finden auf 
dien Di,enststellen(Fach-, Zentral)wahlausschuß 
mit der Maßgabe sinngemäße Anwendung, daß 
im Falle des Ruhens oder Erlöschens der Mit­
gliedschaft zum Wahlausschuß an die Stelle des 
aus'S,cheidenden M~tgliedes dessen Ersatzmann und, 
wenn ein solcher nicht vorhanden ist, der von der 
Wählergruppe, die das ausscheidende Mitglied 
entsandte, namhaft zu machende Bedienstete tritt 
sowie daß das Ruhen oder Erlöschen der Mit­
gliedschaft zum Dienststellen(Fach-, Zellotral)­
wahlausschuß vom ZentralwahlaussChuß auch von 
Amts wegen festgestellt werden kann. 

Durchführung der Wahl der Personalvertreter 

§ 20. (1) Die Wahl der Dienststellen(Fach- und 
Z:entra,l)ausschüsse 'Ist vom Zentralwahlaus­
schuß unter Bekanntgabe des Wahltages späte­
stens sechs Wochen vorher auszuschreiben. Die 
Ausschreibung ist öffentlich, jedenfalls aber durch 
Anschlag an der Amtstafel jener Dienststellen, 
deren Personalvertreter' gewählt werden, kund-
zumachen. . 

(2) Die Dienststellenleiter sind verpflichtet, den 
Dienststellenwahlausschüssen die zur Durchfüh­
rung der Wahl erforderlichen Verzeichnisse über 
ihre Bediensteten rechtzeitig zur Verfügurig zu 
stellen. Die Dienststellenw~hlausschüsse haben 
die Wählerlisten Zu verfassen und diese durch 
mindestens zehn Arbeitstage zur Einsichtnahme 
durch die Wahlberechtigten in den Dienststellen 
aufzulegen. Gegen die Wählerlisten -können die 
Wahlberechtigten während der Auflagefrist Ein­
wendungen erheben, über die die Dienststellen­
wahlausschüsse binnen dreier Arbeitstage zu ent­
scheiden haben. Gegen die Entscheidungen der 
Dienststellenwahlausschüsse ist das binnen dreier 
Arbeitstage einzubringende Rechtsmittel der Be­
rufung an den Zentralwahlausschuß zulässig. Die 
Entscheidung des Zentralwahlausschusses kann 
durch kein ordentliches Rechtsmittel angefochten 
werden. 

417 der Beilagen XI. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 17 von 31

www.parlament.gv.at



18 417 der Beilagen 

(3) Die Vorschläge jener Bediensteten, die sich 
um die Wahl als Personalve1"treter bewerben 
(Wahlvorschläge), müssen späte'stens drei Wochen 
vor dem Wahltage schriftlich beim zuständigen 
Wahl ausschuß eingebracht werden und von min-

,destens 1 v. H. - in diesem Falle aber von 
mindestens zwei. der Wahlberechtigten - oder 
von mindestens 100 der Wahlberechtigten der 
Dienststelle, anläßlich der Wahl eines Fachaus­
schusses der im § 11 Abs. 2 genannten Dienst­
stellen und anläßlich der Wahl des Zentralaus­
schusses des Ressorthereiches, für den der Zen­
tralausschuß errichtet ist, unterschrieben sein. Die 
Wahlvorschläge dürfen nicht menr Bewerber 
(Kandidaten) als die doppelte Anzahl der bei 
der Wahl zu vergebenden Mandate enthalten; 
enthält der Wahlvorschlag mehr Kandidaten, so 
gelt~n jene, die die doppelte Zahl der zu ver­
gebenden Mandate überschreiten, als nicht ange­
führt. Der Dienststellen(Fach-, Zentral)wahlaus­
schuß hat über die Zulassung der Wahlvorschläge 
zur Wahl des Diemtstellen(Fach-, Zentral)­
aussChusses binnen dreier Arbeitstage zu ent­
scheiden. 

(4) Die Dienststellenwahlausschüsse haben die 
zugelassenen Wahlvorschläge ab dem siebenten 
Tage vor dem Wahltage öffentlich, jedenfalls 
aber durch Anschlag an der Amtstafel der Dienst­
stelle, kundzumachen. Die Dienststellenwahlaus­
schüsse haben ferner spätestens am siebenten 
Tage vor dem (ersten) Wahltage Zeit und Ort der 
Wahl zu bestimmen und kundzumachen sowie 
die Wahlhandlungen zu leiten. 

festzustellen und das in den Dienststellen er­
zielte Ergebnis der Wahl zum Fachausschuß dem 
Fachwahlausschuß sowie das Ergebnis der Wahl 
zum Zentralausschuß dem Zentralwahlausschuß 
mitzuteilen. Der Fachwahlausschuß und der 
Zentralwahlausschuß haben das Gesamtergebnis 
der Wahl zum Fach- beziehungsweise Zentral­
ausschuß festzustellen. 

(9) Die Gültigkeit der Wahl kann binnen 
zweier Wochen nach Kundmachung des Wahler~ 
gebnisses von jeder W;ählergruppe, die sich an 
der Wahl beteiligt: hat, sowie von jenen Bedien­
steten, die Wahlvorschläge eingebracht haben, 
beim Zentralwahlausschuß angefochten werden; 
,die Entscheidung des Zentralwahlausschusses kann 
durch kein ordentliches Rechtsmittel angefochten 
werden. Auf das Wahlprüfungsverfahren finden 
die Bestimmungen des AVG. 1950, BGBl. 
Nr. 172, Anwendung. Im Wahlprüfungsverfahren 
sind alle Wählergruppen Parteien, die sich an der 
angefochtenen Wahl beteiligt haben. 

(10) Auf Grund der Anfechtung ist die Wahl 
soweit für ungültig zu erklären, als Bestimmun­
gen über das Wahlverfahren verletzt wurden und 
durch diese Rechtswidrigkeit das Wahlergebnis 
beeinflußt werden konnte. 

(11) Die Dienststellenwahlausschüsse haben 
den Leitern der Dieriststellen, bei denen sie ge­
bildet sind, das Ergebnis der Wahlen in den 
Dienststellen-, Fach- und Zentralausschuß be­
kanntzugeben. Die Dienststellenleiter haben die 
Wahlergebnisse öffentlich, jedenfalls aber durch 

(5) Die Bediensteten, deren Wahlvorschlag zu- Anschlag an der Amtstafel der Dienststelle, 
gelassen wurde, bilden eine Wählergruppe. kundzumachen. 

(6) Jeder Wahlberechtigte hat je eine Stimme (12) Die näheren Bestimmungen über die 
für die Wahl des Dienststellen- und des Zentral- 'Durchführung der Wahlen sind durch Verord­
ausschusses. Soweit Fachausschüsse zu wählen nung zu. erlassen. 
sind, hat jeder Wahlberechtigte überdies eine 
Stimme für den Fachausschuß. Die Wahl hat mit-
tels amtlich aufzulegender Stimmzettel zu er.,. 
folgen, wobei für die Wahl des Die:nststellen-, 
Fach- und Zentralausschusses eigene Stimmzettel 
vorzusehen sind. 

(7) Das Wahlrecht ist grundsätzlich persönlich 
auszuüben. Die Stimmabgabe auf dem Wege 
durch die Post ist jedoch zulässig, wenn der 
Wahlberechtigte am Wahltage nicht in seiner 
Dienststelle anwesend sein kann. In diesem Falle 
sind die in das Wahlkuvert zu legenden Stimm­
zettel unter Verwendung eines für diesen Zweds. 
aufzulegenden Briefumschlages so zeitgerecht an 
den Dienststellenwahlausschuß einzusenden, daß 
sie vor der Stimmenzählung bei diesem Aus­
smusse einlangen; später einlangende Stimm­
zettel sind bei der Stimmenauszählung nicht 
mehr zu berüds.sichtigen. 

(8) Der Dienststellenwahlausschuß hat das 
Ergebnis der Wahl zum Dienststellenausschuß 

Ruhen und Erlöschen der Mitgliedschaft, zum 
Dienststellen(Fach-, Zentral)ausschuß 

§ 21. (1) Die Mitgliedschaft zum Dienststellen­
(Fach-, Zentral)ausschuß ruht während der Zeit 
der Ausübung einer der im § 15 Abs. 6 lit. a 
und b genannten Funktionen sowie während der 
Zeit einer länger als drei Monate dauernden 
Zuteilung zu einer Dienststelle, die außerhalb 
des Wirkungsbereiches jenes Dienststellen(Fach-, 
Zentral) ausschusses liegt, dem der Bed.ienstete 
angehört. 

(2) Während der Dauer einer Dienstenthebung 
(Suspendierung), eines strafgerichtlichen Ver­
fahrens oder eines Disziplinarverfahrens darf das 
Mitglied eines Dienststellen(Fach-, Zentral)aus­
schusses seine Funktion nur dann ausüben, wenn 
es der Ausschuß, dem das Mitglied angehört, ein­
stimmig beschließt; sonst ruht seine Funktion. 
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(3) Die Mitgliedschaft zum DienststelIen(Fach-, Stellvertreter sowie den (die) Schriftführ·er. Ge-
Zentral)ausschuß erlischt: hören zwei Drittel des Dienststellenausschusses 

a) sofern nicht Abs, 1 Anwendung findet, nicht ein und derselben Wählergruppe an, so ist 
durch Eintritt oder Bekanntwerden eines ein Obmannstellvertreter aus jener Wähler­
Umstandes, der die Wählbarkeit zum Mit- gruppe zu wählen, d'Le bei der Wahl als zweit.., 
glied eines Dienststellen(Fach-, Zentral)- stärkste hervorgegangen ist, 

~usschusses ausschließt; (2) Die Sitzungen des Dienststellenausschusses 
b) durch Verzicht; sind vom Obmann und im, Falle seiner Ver-
c) im Falle des § 22 Abs, 3 dritter Satz; hinderung von seinem Stellvertreter einzu-
d) durch Ernennung auf den Dienstposten berufen und vorzubereiten, Er hat den Dienst­

einer Dienststelle, die außerhalb des Wir- stellenausschuß innerhalb zweier Wochen einzu­
kungsbereiches jenes Dienststellen(Fach-, berufen, wenn es unter Angabe des Grundes 
Zentral)aussdmsses l'iegt, dem der BecLien- wenigstens von einem Viertel der Mitglieder, je­
stete angehört, sowie durch Versetzung zu doch wenigstens von zwei Mitgliedern, verlangt 
einer solchen Dienststelle; wird, Im FaUe der Verhinderung des Obmannes 

und seines Stellv·ertreters und im FalLe ihrer 
e) durch Beendigung des Dienstverhältnisses, 11 Säumigkeit sind,die Sitzungen des Dienstste ·en-
(4) Erlischt die Mitgliedschaft zum Dienststel- ausschuss'es von dem an Lebensjahren ältesten 

len(Fach-, Zentral}ausschuß, \50 tritt an die Mitglied des Dienststellenaussehusses und im Falle 
Stelle des ausscheidenden Mitgliedes ein nichtge- der Verhinderung oder Säumigk,eit dieses Mit-

'wählter Kandidat des Wahlvorschlages, der das gliedes vom Jeweils näch:stälresten Mitglied des 
ausscheidende Mitglied enthielt, Die Auswahl aus DienststeHenausschusses Ciinzuber,ufen und vorzu­
der Liste der nichtgewählten Kandidaten (Ersatz- I bere:iten, 
männer) haben die verbleibenden gewählten " '11 
K d'-1 cl I 'ch W h1 chI d h (3) Das zu emer Sltzung des Dlenstste enaus-

an waten . es g el en a vors . ages ure eh 'b f ,. I' d·d D' 11 
M h h . b chl ß ff W' d' h 1b S' usses em eru ene Mltg le es lenstste en-

'e r el~s es, :u ~u tr·e ·en, lf m~'ler a ausschusses hat an ihr teilzunehmen, Ein Mit-
von zweI Wochen eme solche Auswahl mcht ge- I' d . d D' 11 ch d· d ch 

ff ' , 11 d ch ' g lC es lenstste enauss usses, as ur 
tro 'en, so tntt an dIe Stee es auss .eldenden K kh' d D' '1 h' d ' 
M' I' d d h d R'h f 1 "ch ran elt 0 er lenstzutel ung ver m ert 1st, 

.r~g le es er nac er Cl en 0 ge na ste ' F k' "b k ' h d ch ' 
'ch b f K d'd '. W hl chI seme un tlOn auszuu en, ann SlC ur emen 

m t eru ·ene ,an 1 at J:en~s a ~ors ages, Ersatzmann im Sinne des § 21 Abs. 4 vertreten 
der das auss·ch·eldende Mltghed enthIelt, L,ehnt 1 M' l' d d' d' f' d f I d " , , assen, ltg le er, le cel au eman er 0 gen en 
,mdl!es'e,m ,Falle em, Ersatzmann dIe Berufung Sitzungen ohne genügenden Entschuldigungs'-
zum Mrtghed des D.leuststellen(Faci;-, Zentr:1)- grund fernbleiben, können vom Dienststellen­
ausschusse~ ab, so bleIbt e~. dennoch m der ReIhe ausschuß, dem ~ie angehören, ausgeschlossen wer­
auf der LIste der Ersatzmanner, den, Dieser Beschluß bedarf der Zweidrittelmehr-

(5) Die Bestimmungen des Abs, 4 gelten sinn- heit der abgegebenen Stimmen, 
g'emäß auch für die Dauer des Ruhens der Mit- . , 
glieds,chaft (Abs, 1 und 2). Fällt der Grund des f"h(~) Der Dl~nsdtstellenad~sschH~~lf 1st ,beschMlu.ß­
R h d M' r d ch f . d E a 19, wenn mm estens le a te semer lt-

u ens er, ltg le 5 'a. t weg, :so,. tn:t er Ur- glieder anwesend ist, Der Dienststellenaus-
satzmann wloed.er an seme ursprunghche Ste e ch ß b chI' ß ., d' B cl 

f d 
'cl'· s u es le t, soweIt mIesem un esgesetz 

au ·er LIste er Ersatzmanner. 'ch cl' b' , "f ch M h , ..' m ts an eres estlmmt 1st, mIt em a er e r-
(6) Üb~r das Ruhen od.er Erlosch,en der M1t- heit der ab"e"ebenen Stimmen, 

gEedschaft zum Dienststellen(Fach-, Zentral)- b b 

ausschuß entscheidet im Streitfalle der Zentral- (5) Der Dienststellenausschuß kann beschließen, 
wahlausschuß auf Antrag des betroffenen Per- daß bestimmte Aufgaben einem Unterausschuß 
sonalver:treters oder des Ausschusses, dem dieser des Dienststellenausschusses zur Beratung und 
Personalvertreter angehört, In dem auf Grund Vorbereitung übertragen werden, Unteraus­
eines solchen Antrages einzuleitenden Verfahren schüsse des Dienst~tellenausschusses können ent­
sind die Bestimmungen des A VG, 1950 anzu- weder für die Funktionsdauer des Dienststellen­
wenden, ausschusses oder für den Einzelfall gebildet wer-

Geschäftsführung des Dienststellenausschusses 

§ 22. (1) Die erst'e Sitzung des Dienststellen­
ausschusses ist von seinem an Lebensjahren 
ältesten Mitglied, im Falle seiner Verhinderung 
oder Säumigkeit vom jew.eils nächstältesten Mit­
glied, spätestens drei Wochen nach der Verlaut­
barung des Wahlel'gebniss'es einzuberufen, In der 
ersten Sitzung wählt der Dienststellenausschuß 
aus seiner Mitte einen Obmann und seinen (seine) 

den, Wenn der Di-enststel1enausschuß aus mehr 
als 25 Mitgliedern besteht, so sind Unteraus­
schüsse für die Funktionsdauer des Dienststellen­
ausschusses zu bilden. Den Beratungen des Unter­
ausschusses können auch sachverständige Bedien­
stete beigezogen werden, die dem Dienststellen­
ausschuß als Mitglied nicht angehören, 

(6) Die näheren Bestimmungen über die Ge­
schäftsführung sind durch Verordnung zu er­
lassen, 
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Beendigung der Tätigkeit des Dienststellen(Fach-, 
Zentral)ausschusses 

§ 23. (1) Die Tätigkeit des Dienststellen(Fach-, 
Zenoral)ausschuss'es endet mit Ablauf der Zeit, 
für die er gewählt wurde. 

(2) Vor Ablauf der im Abs. 1 bezeichneten 
Zeit endet die Tätigkeit des Dienststellen(Fach-, 
Zentral)aus'Schusses:' 

a) wenn die Dienststelle, für die der Dienst­
stellenausschuß gebildet ist, oder die 
Dienststelle, bei der der Fa,ch{Zentral)aus­
schuß errichtet ist, aufgelassen wird; 

b) wenn mehr als die Hälfte der Dienststellen, 
für die der Fach.(Zentral)ausschuß zu­
ständig ist, aufgelassen werden; 

c) wenn die Zahl seiner Mitglieder unter die 
Hälfte der festgesetzten Zahl sinkt; 

d) wenn der Dienststellen(Fach-, Zentral)­
ausschuß bei Anwesenheit von mindestens 
drei Vierteln seiner Mitglieder mit minde­
stens zwei Dritteln der abgegebenen Stim­
men den Rücktritt beschließt; 

e) wenn die Dienststellenversammlung die 
Enthebung des Dienststellenausschusses be-
schließt (§ 5 Abs. 2 lit. b). ' 

(3) Det: Dimststellen(Fach-, Zentral)ausschuß 
führt nach Ablauf seiner gesetzlichen Tätigkeits­
periode und in den Fälle!). des Abs. 2 lit. b bis e 
die Geschäfte bis zum Zusammentritt des neuen 
D~enststdlen(Fa,ch-, Zentral)ausschusses weiter. 

§ 24. Vor Ablauf der gesetzlichen Tätigkeits­
dauer der Diensts,teMen(Fach-, Zentral)ausschüsse 
sind Neuwahlen so rechtzeitig auszuschreiben 
und durchzuführen, daß die neugewählten Aus­
schüsse ihre Tätigkeit unmittelbar nach Ablauf 
der Tätigkeitsdauer der abtretenden Ausschüsse 
aufnehmen können. In den Fällen des § 23 Abs. 2 
lit. b bis e sind Neuwahlen für den Rest der 
gesetzlichen Tätigkeitsdauer binnen sechs Wochen 
nach Beendigung der Tätigkeitsdauer des ab­
tretenden Ausschusses auszuschreiben. Eine Wahl 
der anderen' AussChüsse findet in einem solchen 
Falle nicht statt. 

Rechte und Pflichten der Personalvertreter 

§ 25. (1) Die Personalvertreter sind in Aus­
übung ihrer Tätigkeit an keine Weisungen ge­
bunden. Die Leiter der Dienststellen dürfen die 
Personalvertreter in der Ausübung ihrer Tätig­
keit nicht beschränken und sie aus diesem Grunde 
auch nicht benachteiligen. Die Personalvertreter 
dagegen haben ihre Tätigkeit möglichst ohne 
Beeinträchtigung des Dienstbetriebes auszuüben. 
Der Personalvertreter darf, solange die Dienst­
stelle, der er angehört, insbesondere bei drohen­
der Gefahr oder in Katastrophenfällen Sofort­
maßnahmen durchzuführen hat, seine Funktion 
nur insoweit ausiiben, als er dadurch an der 

Erfüllung seiner Dienstpflichten nicht beeinträch­
tigt wird. Das gleiche gilt für Personalvertreter, 
die einer Dienststelle angehören, die an einer 
Einsatz- oder Alarmübung des Bundesheeres teil-
nimmt. 

(2) Die Tätigkeit als Personalvertreter ist ein 
unbesoldetes Ehrenamt, das, soweit im folgenden 
nichts anderes bestimmt wird, neben den Berufs- ' 
pflichten auszuüben ist. 

(3) Die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 finden 
auf die Mioglieder der Wahlausschüsse sinn­
gemäße Anwendung. 

(4) Den Persopalvertr,etern, den Mitgliedern 
der Wahlausschüsse und den nach § 22 Abs. 5 
beigezogenen Bediensteten ist unter Fortzahlung 
ihrer Dienstbezüge die zur Erfüllung ihrer Ob­
liegenheiten notwendige freie Zeit zu gewähren. 
Auf Antrag des Zentralausschusses können von 
der zuständigen Zentralstelle im Bereiche eines 
Zentralausschusses mit mehr als 200 wahlberech­
tigten Bediensteten ein, mit mehr als 1000 wahl­
berechtigten Bediensteten zwei, mit mehr al~ 
5000 wahlberechtigten Bediensteten drei und mit 
mehr als 20.000 wahlberechtigten Bediensteten 
vier Personalvertreter unter Fortzahlung der 
laufenden Bezüg,e mit Ausnahme von Entschädi­
gung'en für solche Aufwendungen, die durch die 
Dienstfreistellung in Wegfall kommen, vom 
Dienste fireigestellt werden. 

(5) Durch Verordnung kann bestimmt werden, 
daß über die im Abs. 4 genannten Z'ahlen hinaus 
Bedienstete unter Fortzahlung der laufend,en B,e­
züge mit Ausnahme von En tschädigungcn für 
soLche Aufwendungen, d~e durch die Dienstfrei­
stellung in Wegfall kommen, vo?! Dienste frei­
zustelLen sind, wenn dies auf Grund des beson­
deren Arbeitsan falles und der dadurch entstehen­
den besonderen hrbeitsbclasDung der Personal­
vertreter notwendig ist. 

§ 26. (1) Die Personalvertreter, die Mitglieder 
der Wahlausschusse und die nach § 22 Abs. 5 
beigezogenen Bediensteten haben über alle ihnen 
ausschließlich in Ausübung ihres Amtes bek'lnnt­
gewordenen Dienst- und Betriebsgeheimnisse, 
insbesondere über die ihnen als geheim bezeich­
neten AngeJiegenheiten, technischen Einrichtun­
gen, Verfahren und Eigentümlichkeiten des Be­
triebes, strengste Verschwiegenheit zu beob­
achten. 

(2) Die in Abs. 1 genannten Bediensteten sind 
außerdem zur Verschwiegenheit über alle ihnen 
von einzelr~en Bediensteten gemachten Mitteilun­
gen verpflichtet, die der Sache nach oder auf 
Wunsch des Bediensteten vertraulich zu behan­
deln sind. 

(3) Die Verpflichtung zur Verschwiegenheit 
nadl den Abs. 1 und 2 besteht auch nach Been­
digung der Funktion als Personalvertreter, Mit­
glied eines Wahlausschusses oder nach der Bei­
ziehung im Sinne des § 22 Abs. 5 fort. 

.-
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(4) Dem Personalvertreter, der die ihm ob- . oder Handlungen in Ausübung ihrer Funktion 
liegende Verschwiegenheitspflicht verletzt, kann nur mit Zustimmung des Ausschusses, dem sie 
der zuständige Zentralwahlausschuß sein Mandat angehören, dienstrechtlich zur Verantwortung 
aberkennen. Erfolgt die Verletzung der Ver- gezogen werden. 
schwiegenheitspflicht nach dem Erlöschen der 
Mitlgliedochaft zum Dienststellen(Fach-, Zentral)­
ausschuß, so kann der Zentralwahlausschuß, der 
für den Personalvertreter zuletzt zuständig war, 
verfügen, daß der Bedienstete für eine bestimmte 
Zeit oder für immer als Personalvertreter nicht 
wählbar ist. Auf das Verfahren vor dem Zentral­
wahlausschuß finden die Bestimmungen des 
A VG. 1950 Anwendung. 

(5) Die Vorschriften des Abs. 4 finden auf die 
Mitglieder der Wahlausschüsse mit der Maßgabe 
si~ngemäße Anwendung, daß dem Mitgliede des 
Zentralwahlausschusses, das beschuldigt ist, die 
ihm obliegende Verschwiegenheitspflicht verletzt 
zu haben, bei der Ahstimmung dieses Aus­
schusses kein Stimmrecht zukommt. 

§27. (1) Ein Personalvertreter und ein Mit­
glied eines Wahlausschusses dürfen während der 
Dauer ihrer Funktion nur mit ihrem Willen 
zu einer anderen Dienststelle versetzt oder einer 
anderen Dienststelle zugeteilt werden. Gesetz­
liche Vorschriften über die Versetzung auf Grund 
eines Disziplinarverfahrens oder durch ein 
Dienstgericht bleiben unberührt. 

. (2) Ei-n Personalvertreter (Mitglied eines Wahl­
ausschusses) der (das) in einem" provisorischen 
öffent1ich~rechtlichen oder in einem vertrag­
lichen Dienstverhältnis steht oder zeitverpflich­
teter Soldat ist, darf ferner nur mit Zustim­
mung des Ausschusses, dem er (es) angehört, ge­
kündigt werden, es sei denn, auf den Vertrags­
bedienst·eten trifft der Kündigungsgrund des § 32 
Abs.2 lit. i des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 
zu. 

(3) Spricht sich der Ausschuß gegen die Kün­
digung aus (Abs. 2), so geht die Zuständigkeit, 
das Dienstverhältnis zu kündig>en, auf den Leiter 
delr ZentralsteHe über. Dieser hat sich vor dem 
Ausspruch ·der Kündigung mit dem für den Be­
diensteten zuständigen Zentralausschuß (Zentral­
wahlausschuß) zu beraten. 

(4) Wird ein HochschulasSlistent zum Personal­
vertreter g.ewählt und würde seine B-estellungs­
dauer während der Funktionsdauer enden, 50 

v.erlängert sich das Dienstverhältnis bis zum Ende 
der Funktion als Personal vertreter. Besitzt der 
betreffende Hochschulassistent noch nicht die 
Lehrbefugnis als Hochschuldoz.ent, so erfolgt die 
Verlängerung jedoch nur bis zu den 1m § 6 
A:bs. 6 des Hochschulassis,tentengesetzes 1962, 
BGBI. Nr. 216, festg>esetzten Fristen. Im Falle 
des § 6 Abs. 5 des Homschulassistenteng.esetz.es 
1962 wird das Dien~verhältll1is nicht verlängert. 

§ 28. Die Personalvertreter und die Mitglieder 
der Wahlausschüsse dürfen wegen Xußerungen 

Finanzielle Bestimmungen 

§ 29. (1) Den Organen der Personalvertretung 
sind erforderlichenfalls bei den Dienststellen ent­
sprechende Räumlichkeiten samt Einrichtungen 
zur. Verfügung zu stellen. Die Kosten der In­
standhaltung dieser Räumlichkeiten und ihrer 
Einrichtung, die Kosten der Beheizung und Be­
leuchtung dieser Räumlichkeiten, die Kosten für 
die Kanzleierfordernisse einschließlich des Auf­
wandes für Telephon und Zustellung, deren die 
Organe der Personal vertretung zur ordnungs­
mäßigen Erfüllung ihrer Aufgaben bedürfen, 
sowie die Kosten der für' die Erfüllung von 
Personalvertretungsaufgaben unbedingt erforder­
lichen Inlandsreisen der vom Dienst freigestellten 
Personalvertreter sowie der Inlandsreisen der 
nicht vom Dienst freigestellten Personal vertreter, 
die zu ordnungsgemäß,en Sitzungen der Fam­
oder Zentralausschüsse einberufen we·rden, trägt 
der Bund. Den Zentralausschüssen sind außerdem 
erford·erlichenfalls zur Bewältigung der anfaUen­
den Kanzleiarbeiten in Ressorts mit mehr als 
1000 wahlbere,chti-gten Bediensteten ein Bedien­
steter und in Ressorts mit mehr als 20.000 wahl­
berechtigten Bediensteten zwei Bedienstete der 
Verwendungsgruppe (Entlohnung&gruppe) D (d) 
zur V.crfügung zu stellen. 

(2) über die Berechtigung und das Ausmaß 
von Ansprüchen gemäß Abs. 1 hat der Leiter 
der Dienststelle, bei der die Personal vertretung 
eingerichtet ist, unter Anwendung der Vorschrif­
ten des A VG. 1950 zu entscheiden. 

(3) Auf die Zuerkennung der gemäß Abs. 1 
zu vergütenden Reisekosten sind die Bestim­
mungen der Reisegebührenvorschrift 1955, BGBl. 
Nr. 133, sinngemäß anzuwenden. 

Vertrauenspersonen 

§ 30. (1) In Dienststellen, in denen nach § 8 
Abs. 1 keine Dienststellenausschüsse gewählt wer­
den, sind, sofern in der Dienststelle mindestens 
fünf Bedienstete beschäftigt sind, Vertrauens­
personen zu wählen. In Dienststellen mit fünf 
bis neun Bediensteten ist eine Vertrauensperson, 
in Dienststellen mit 10 bis 19 Bediensteten sind 
zwei Vertrauenspersonen zu wählen. Für jede 
Vertrauensperson ist gleichzeitig ein Ersatzmann 
zu wählen. Die Bestimmung des § 8 Abs. 3 gilt 
sinngemäß. 

(2) Die Bestimmungen über die Dienststellen­
versammlung finden auf Dienststellen, in denen 
Vertrauenspersonen zu bestellen sind, sinn­
gemäße Anwendung. 

§ 31. (1) Die Vertrauenspersonen werden durch 
Wahl für die Dauer von vier Jahren bestellt. 
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Im übrigen finden auf die Wahl der Vertrauens­
personen die Bestimmungen der §§ 15, 16, 20 
und 21 mit der Maßgabe sinngemäße Anwen­
dung, daß keine .eigenen Dienststellenwahlaus­
schüsse zu bilden sind und die Aufgaben 'dieser 
vom DienststeUenwahlausschuß bei der überge­
ordneten Dienststelle wahrzunehmen sind. 

(2) Hinsichtlich ,des Ruhens und der Beendi­
gung der Tätigkeit der Vertrauenspersonen fin­
den die Bestiinmungen des § 21, des § 23 und 
des § 2.4 sinngemäße Anwendung; die Tätigkeit 
der Vertrauenspersonen endigt außer in den 
vorstehend angeführten Fällen 'auch dann, ~enn 
die Vertrauensper~onen zurücktreten und kein 

. Ersatzmann mehr vorhanden ist. In letzterem 
Falle ist wie im § 24 zweiter Satz vorgesehen 
vorzugehen. 

(3) Hinsichtlich der persönlichen Rechte und 
Pflichten der Vertrauenspersonen finden die Be­
stimmungen des § 25 Abs. 1 bis 3 erster Satz 
und der §§ 26 bis 28 sinngemäße Anwendung. 

(4) Den Vertrauenspersonen stehen die im § 9 
aufgezählten Befugnisse zu. Die Bestimmungen 
des § 10 finden mit der Maßgabe sinngemäße 
Anwendung, daß vor der Befassung des. Fach~ 
oder Zentralausschusses (§ 10 Abs. 4) die Ange­
,legenheit dem Leiter der sachlich zuständigen 
übergeordneten Dienststelle vorzulegen ist, der 
in einem solchen Falle den bei seiner Dienststelle 
errichteten Dienststellenausschuß anzuhören hat. 

Schutz der Rechte der Bediensteten 

. § 32. Die Bediensteten dürfen in der Ausübung 
ihrer Rechte in der Dienststellenversammlung, 
in der Wahlwerbung sowie in ihrem aktiven 
und passiven Wahlrecht zu den Organen der 
Personalvertretung nicht beschränkt und wegen 
Ausübung dieser Rechte beziehungsweise Tätig­
keiten dienstlich nicht benachteiligt werden. 

übergangsbestimmungen 

§ 33. Die erstmalige Wahl der Personalver­
tretung n1ach den Vorschriften dieses Bundes­
g.esetzes ist innerhalb eines. Jahres nach Inkraft­
treten dieses Bundesgesetzes auszuschreiben. 

§ 34. (1) Die gemäß§ 4 dieses Bundesgesetzes 
dein Zentralausschuß obliegenden Aufgaben hat 
bis zum erstmaligen ZllI5ammentritt dieses Aus­
schusses der sachlich in Betracht kommende 
Leiter des Ressorts wahrzunehmen. 

(2) Anl:äßliCh 'der erstmaligen Wahl"der Per,so-. 
nahnenr!etungen obliegt die Bestellung der 
Wahlausschüsse den Leitern der Dienststellen, bei 
den,en diese Ausschüss'e zu bilden sind. Bei der 
er,stmaIigen Zusammensetzung der Wahlaus­
schüsse i'st davon auszugehen! daß jede für den 
betreffenden Auss,chuß wahlw,erbende Gruppe 
mindestens einen Vertreter entsenden kann, unJ 
zWar auch dann, wenn dadurch die in den §§ 16 

Abs. 2, 17 Abs. 1 und 18 Abs. 1 f.estgelegten 
Zahlen der MitgLieder der WahhriJ,sschüsse über~ 
~chritten werden. 

ABSCHNITT II 

Sonderbestimmungen für Bundeslehrer 

§ 35. (1) BundesIehrer, di,e am Tage der Aus­
schr'eibung der Wahl bei einer anderen DienS't­
steHe des Bundes als einer Schule v.erwendet wer­
den, $lind für die Wahl des Dienststellenws­
schusses bei dieser Dienststelle wahlber,echcigt. 

(2) BundesI.ehrer, die nicht an einet Dienststelle 
des Bundes verwendet werden, sind nur für_ die 
Wahl der nach ihrem Dienstorte zuständigen 
Fadlausschüsse - soweit solche für Bundesl,ehrer 
an vergleichbaren Bundessdmlen bestehen - und 
der Zentralausschüsse wahlberechtigt. 

§ 36. (1) Lehrer, die an inehreren Schulen ver­
wendet werden, sind für die Wahl der Dienst­
stellenausschüsse an den Schulen wahlberechtigt, 
an denen sie mit mindestens der Hälfte der 
Lehrverpflichtungbeschäfnigt sind; ist dies an 
keiner Schule der Fall, sind sie an ihrer Starhm­
schule wahlberechtigt. Das Wahlrecht für den 
Fachausschuß und den Zentralausschuß kommt 
ihnen nur an der Stammschule zu. 

(2) Teilbeschäftigte Lehrer sind nur dann wahl­
berechtigt, wenn sie mit mindestens der Hälfte 
der Lehrverpflichtung beschäftigt sind. 

ABSCHNITT III 

Sonderbestimmu~gen für Bedienstete im aus­
wärtigen Dienst 

§ 37. Auf B!edi,enstete nichtösterreiChischer 
Staatsbürgerschaft bei österreichischen Vertre­
tungsbehörden im Auslande finden die Bestim­
mungen dieses Bundesgesetzes keine Anwendung. 

§ 38. (1) Im Bereiche des Bundesministeriums 
für Auswärtige Angelegenheiten sind auch Be­
dienstete bei österreichischen Vertretungsbehör­
den im Auslande nicht in den Zentralausschuß 
wählbar. 

(2) . über die Vorschriften des § 21 Abs. 3 
hinaus. erlischt die. Mitgliedschaft zum Zentral­
ausschuß im Bereiche des Bundesministeriums fü( 
Auswärtige Angelegenheiten .auch dann, wen.\} 
das Mitgl[ed zu einer österreichischen Vertre­
tungsbehörde im Auslande versetzt wird. 

ABSCHNITT. IV 

Aufsicht über die Personalvertretung 

Aufsichtsbehörden 

§ 39.(1) Der Bundeskanzler und die übrigen' 
Bundesminister haben unbeschadet der Zusiän~ 
digkeit der BUlldesregierung gemäß Abs. 4 die 
Aufsicht über die Orga:ne der Personalvertreiung 
ihres Ressorts zu führen. . . 
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(2) Die Bundesregierung hat die Aufsicht über 
die Organe der PersonalvertretuDlg bei jenen 
Dienststellen zu führen, die keinem Ressort an­
gehören. 

(3) Der zuständige Bundesminister (die Bun­
desregierung) hat ah Aufsichtsbehörde über di,e 
Gesetzmäßigkeit der Geschäftsführung der 
Organe der Personalvertretung zu entscheiden. 

(4) Die Bundesregierung ist zuständig, Organe 
der Personalvertretung zu entheben. Die Vorbe­
reitung und die Durchführung solcher Beschlüsse 
der Bundesregierung obliegt dem sachlich in Be­
tracht kommenden Bundesminister (Abs. 1), in 
den übrigen Fällen dem Bundeskanzler. 

Aufsichtsmittel 

§ 40. (1) Der zuständige Bundesminister (die 
Bundesregierung) hat als Aufsichtsbehörde all­
fällige Beschlüsse der Organe der Penonalver­
tretung, die den Bestimmungen dieses Bundes­
gesetzes widersprechen, aufzuheben und im 
übrigen jedenfalls' die . Gesetzmäßigkeit oder 
Gesetzwidrigkeit der den Gegenstand des Ver­
fahrens bildenden Geschäftsführung festzu­
stellen. 

(2) Die Bundesregierung hat ein Organ der 
Personalvertretung zu entheben, wenn es seine 
Pflichten dauernd verletzt. 

Verfahrensvorschriften 

§ 41. (1) Auf das Verfahren vor der Bundes­
regierung als Aufsichtsbehörde sind die Bestim­
mungen des AVG. 1950 anzuwenden. 

(2) Zur AntragsteIlung an den zuständigen 
Bundesminister (die Bundesregierung) als A,uf­
sichtsbehörde ist jeder Bedienstete berechtigt, für 
den das betreffende Organ der Personalvertre­
tung zuständig ist. 

ABSCHNITT V 

Sonderbestimmungen für Landeslehrer 

§ 42. Die Vor,s·chrifuen der Abschnitte I und IV 
und des § 36 finden für' Diensts'tellen, an denen 
Lehr,er für öffentliche PflichtschuIen und für 
land- und forstwirts,chaftliche Berufs- und Fach­
schulen (§ 1 des Lan!desIehrer-Dienstrechtsüber­
leitungsgesetze", 1962, BGBL Nr. 245, § 1 des 
Land-. und forstwirtschaftlichen Landeslehrer­
Dienstrechtsüberleitungsgesetzes, BGBL Nr. 176/ 
1966, § 1 des Landesvertrags.I.ehrergesetzes 1949', 
BGBL Nr. 189, und § 1 des Landoesvertragslehrer­
ges,etzes 1966, BGBL Nr. 172) beschäftigt sind, 
mit der Abweichung s,inngemäße Anwendung, 
daß . 

a) für die Landdehrer für allgemeinbildende 
Pflkhtschuleneines politischen Bezirkes der 
Dienststellenaussch,uß bei der Bezirksver­
waltungsbehörde zu errichten ist; die Be-

StImmung des § 4 bezüglich der Bildung 
mehrerer Personalvenr.etungen für eine 
Dienststelle find'et hiebei sinngemäße An­
wendung, wobei der Sitz der einzelnen Per-

. sonalvertretungen zu hestimmen ist; 
b) für die Landeslehrer für allgemeinbild~nde 

Pflichtschulen, für die Landeslehrer für ge­
werbliche, kaufmännische und hauswirt­
schafdiche Berufsschulen und für die Lan­
deslehr.er für land- und forstwirts.chaftliche 
Berufs- und Fachschulen je ein Zentralaus­
schuß bei der Landesregierung zu errichten 
ist; 

c) der Tätigkeitsberdchder Personalvertre­
tungen sich auch auf die Schulbehörden des 
Bundes erstreckt, soweit es sich um Ange­
legenheiten handelt, in denen den Schul­
behörden des Bundes auf Grund gesetz­
licher Vorschriften die Vollzi·ehung zu­
kommt; 

d) insoweit nach Abschnitt I obersten Bundes­
organen Zuständigkeiten zukommen, an 
der.en SteHe - ,soweit ,es sich nicht um di,e 
Erlassung von Verordnungen handelt -
die Landesregierung tritt; 

e) die Erlassung der Wahl- und Geschäfts­
oI'dnungen der Landesregierung obliegt; 

f) die Leiter von Schulen in di,e Zentralaus­
schüss.e, die Leiter von allgemeinbildenden 
Pflichtschul'en auch in die Dienststel1enaUs­
schüsse wählbar sind; 

g) Landeslehrer, die nicht an öffentlichen 
Schulen verwendet werden, nur für den 
nach ihrer dienstrechtlichen Stellung zu­
ständigen Zentralausschuß, die Lehrer für 
alli~emeinbildende Pflichtschulen auch für 
den nach ihrem Dienstort zuständigen 
Dien:~tstellenauss.chuß wahlberechtigt sind; 

h) die Kosrengemäß § 29 Abs. 1 das Land zu 
tragen hat. . 

ABSCHNITT VI 

Schluß bestimmungen 

§ 43. Auf Soldaten, die den Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes unterliegen, findet § 37 des 
Wehrgesetzes, BGBL Nr. 18111955, keine An­
wendung. 

§ 44. (1) Mit der VoI.lziehung dies.es Bundes­
.gese~zes ist, soweit im folgenden nichts ander,es 
bestimmt ist, die Bundcsr'egierung. betraut. 

(2) Mit der Vollziehung des Abschnittes V ist, 
soweit sie nicht den Ländern obliegt, das Bundes­
ministerium für Unterricht, sof.ern aber Landes­
I.ehrer an land- und forstwirts·chaftlichen Berufs­
und Fach'schu.len betroffen sind, das Bundesmini­
sterium für Land- und For:stwirtschaft betraut. 
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Entschließung 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, dem verkehr, Post- und Telegraphenverwaltung und 
Nationalrat ehestmöglich Regierungsvorlagen zu- Kraftfahrlinien) geregelt wird, die vom Betriebs­
zuleiten, in welchen das Betriebsvertretungsrecht räteg·esetz ausgenommen sind und auch vom 
für jene öff,entlichen Verkehrsurrternehmungen Bundes-Personalvertretungsgesetz nicht er faßt 
(Eisenbahnen, Straßenbahnen, Sch,iffahrt, Luft- werden. 

'. 

I 
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Minderheitsbericht 

Die sozialistischen Mitglieder des Verfassungs­
ausschusses erstatten zu der -Regierungsvorlage, 
betreffend das Bundesgesetz über die Personal­
vertretung bei den Dienststellen des Bundes (Bun­
des-Personalvertretungsgesetz) - 208 der Bei­
lagen zu den stenographischen Protokollen des 
Nationalrates XI. GP. - gemäß § 34 des Ge­
schäftsordnungsgesetzes folgendes abgesondertes 
Gutachten: 

I 

Die sozialistischen Abgeordneten sind stets für 
die Schaffung eines modernen Personalvertre­
tungsgesetzes eingetreten. Ein solches konnte bis­
her infolge des Verhaltens der öVP nicht be­
schlossen werden. Dies war deshalb nicht möglich, 
weil der für die Ausarbeitung eines Gesetzent­
wurfes zuständige Bundeskanzler Entwürfe vor­
gelegt hat, die derart untauglich waren, daß sie 
von allen Gewerkschaftsfraktionen einmütig ab­
gelehnt wurden. Die Gewerkschaft der öffent­
lich Bediensteten hat hierauf die Initiative ergrif­
fen und dem Bundeskanzler einen von allen 
Fraktionen einstimmig beschlossenen Entwurf 
eines Personalvertretungsgesetzes übermittelt. 
Der Bundeskanzler hat diesem Entwurf jedoch 
nicht Rechnung getragen. Er und die artderen 
Mitglieder der OVP-Alleinregierung haben - er­
mutigt durch die auf Grund der Wahlen vom 
6. März 1966 geschaffenen Mehrheitsverhältnisse 
im Nationalrat - am 13. Oktober 1966 dem 
Nationalrat eine Regierungsvorlage über ein Bun­
des-Personalvertretungsgesetz zugeleitet, die auf 
den früheren untauglichen Entwürfen des Bun­
deskanzleramtes beruht. Diese Regierungsvorlage 
sieht keine freie, vom Bund als Dienstgeber unab­
hängige Personalvertretung vor, die die Rechte 
der Bundesbediensteten wirksam vertreten kann. 
Die Regierungsvorlage über das Bundes-Personal­
vertretungsgesetz schafft vielmehr eine "Personal­
vertretung" genannte Einrichtung, die in Wahr­
heit keine echte Personalvertretung, sondern eine 
bloße Fassade einer Dienstnehmerschutzeinrich­
tung ist. Hinter dieser Fassade verbirgt sich eine 
weitgehende Abhängigkeit der Personalvertre­
tung von den den Bund als Dienstgeber ver­
tretenden Mitgliedern der öVP-Alleinregierung 

und die Unmöglichkeit, dem Bundesbediensteten 
Rechtsschutz durch die Personalvertretung zu ge­
währen. Diese Umstände werden im folgenden 
eingehend bewiesen werden. 

Die- sozialistischen Abgeordneten waren in den 
parlamentarischen Ausschu'ßberatungen in ein­
dringlicher Weise bemüht, die OVP-Abgeord­
neten davon zu überzeugen, daß der Plan der 
OVP-Alleinregierung, statt eines echten Personal­
vertretungsgesetzes nur die Attrappe eines sol­
chen zu schaffen, den Interessen aller Bundes­
bediensteten und damit dem Gemeinwohl wider­
spricht. Die OVP-Abgeordneten haben sich jedoch 
nur zu Zugeständnissen in einer Anzahl von Ein­
zelfragen geringerer Bedeutung bereit gefunden. 
Sie sind aber von den Grundprinzipien des 
Gesetzentwurfes nicht abgerückt und haben die 
unten wiedergegebenen Abänderungsanträge der 
sozialistischen Abgeordneten niedergestimint. Die 
sozialistischen Abgeordneten waren daher _ trotz 
ihres uneingeschränkten Bekenntnisses zur Schaf­
fung eines modernen Personalvertretungsgesetzes 
gezwungen, dem Gesetzentwurf die Zustimmung 
zu versagen. 

Im einzelnen bemerken die sozialistischen Ab­
geordneten zur Regierungsvorlage über das Bun-
des-Personalvertretungsgesetz folgendes: _ 

A. Oberster Grundsatz für die Einrichtung 
einer eChten betrieblichen beziehungsweise dienst­
stellenmäßigen Interessenvertretung der Dienst­
nehmer ist die Unabhängigkeit vom Dienstgeber. 
Dieser Grundsatz ist zum Beispiel im Bereich der 
Interessenvertretungen der Arbeiter und Ange­
stellten, die nach dem Betriebsrätegesetz einge­
richtet sind, voll verwirklicht. Die nach diesem 
Gesetz gebildeten, in freier Wahl bestellten Be­
triebsräte können die Interessen der Dienstneh- -
mer deshalb ungehindert und wirksam wahr­
nehmen, weil ihre vollständige Unabhängigkeit 
vom Dienstgeber gewährleistet ist, der ihre Tätig­
keit in keiner Weise beeinträchtigen kann. Der 
von den OVP-Abgeordneten angenommene 
Regierungsentwurf hingegen unterIäßt es aber 
bei der Einrichtung der Interesseiwertretung der 
Bundesbediensteten nicht etwa, diesen selbstver­
ständlichen Grundsatz durch geeignete Gesetzes­
bestimmungen zureichend zu sichern. Der Ent-

3 
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wurf der öVP-Alleinregierung wandelt vielmehr 
diesen Grundsatz ausdrücklich in sein gerades 
Gegenteil um. Die sozialistischen Abgeordneten 
weisen auf die Bestimmungen der §§ 39 und 40 
des Entwurfes (in der von den öVP-Abgeord­
neten beschlossenen Fassung) hin, die folgenden 
Wortlaut haben: 

"ABSCHNITT IV 

Aufsicht über die Personalvertretung 

Aufsichtsbehörden 

§ 39. (1) Der Bundeskanzler und die übrigen 
Bundesminister haben unbeschadet der Zuständig­
keit der Bundesregierung gemäß Abs. 4 die Auf­
sicht über die Organe der Personalvertretung 
ihres Ressorts zu führen. 

(2) Die Bundesregierung hat die Aufsicht über 
die Organe der Personalvertretung bei jenen 
Dienststellen zu führen, die keinem Ressort an­
gehören. 

(3) Der zuständige Bundesminister (die Bundes­
regierung) hat als Aufsichtsbehörde über die Ge­
setzmäßigkeit der Geschäftsführung der Organe 
der Personalvertretung zu entscheiden. 

(4) Die Bundesregierung ist zuständig, Organe 
der Personalvertretung zu entheben. Die Vor­
bereitung und die Durchführung solcher Be­
schlüsse der Bundesregierung obliegt dem sach­
lich in Betracht kommenden Bundesminister 
(Abs. 1), in den übrigen Fällen dem Bundeskanz-
ler. ' 

Auf s'i c h t s mit tel 

§ 40. (1) Der ztlständige Bundesminister (die 
Bundesregierung) hat als Aufsichtsbehörde all­
fällige Beschlüsse der Organe der Personalvertre­
tung, 'die den Bestimmungen dieses Bundesgeset­
zes widersprechen, aufzuheben und im übrigen 
jedenfalls die Gesetzmäßigkeit oder Gesetzwidrig­
keit der den Gegenstand des Verfahrens bilden­
den Geschäftsführung festzustellen. 

(2) Die Bundesregierung hat ein Organ der 
Personalvertretung zu entheben, wenn es seine 
Pflichten dauernd verletzt." 

Faßt man den Inhalt dieser Bestimmung aus 
Gründen der übersichtlichkeit zusammen, so be­
deuten sie folgendes: 

1. Der Bundeskanzler und die übrigen Bundes­
minister, die von Gesetzes wegen die Vertreter 
des Dienstgebers Bund gegenüber den Bundes­
bediensteten sind, stehen der Personalvertretung, 
die die Interessen der Bundesbediensteten natur­
gemäß g e gen übe r ,d e 'n Die n s t g e b e r­
ver t r e te rn zu wahren hat, nicht etwa 
gleichberechtigt, sondern als Auf sie h t s b e­
hör d e gegenüber. 

2. Die Vertreter des Dienstgebers können als 
Aufsichtsbehörde nach ihrer eigenen Gesetzes-

auslegung darüber entscheiden, ob sie die Ge­
schäftsführung der Dienstnehmervertreter gesetz­
mäßig finden oder nicht. 

3. Die Vertreter des Dienstgebers können als 
Aufsidltsbehörde darüber hinaus Beschlüsse der 
Dienstnehmervertreter, die sie na,ch ihrer eigenen 
Gesetzesauslegung gesetzwi,dl1ig finden, aufheben. 

4. Die Vertreter des Dienstgebers haben nach 
ihrer' eigenen Gesetzesauslegung darüber zu ent­
scheiden, ob Dienstnehmervertreter ihre Pflichten 
verletzen, und können diese ihres Amtes enthe­
ben. 

Die sozialistischen Abgeordneten glauben, daß 
driese kurzen Ausführungen zur Frage der Ab­
hängigkeit der' Personalvertretung von der 
Dienstgeberseite hinreichen, um die wahren. Ab­
sich,ten der öVP-Alleinregierung klarzustellen. 
Der Zweck, der mit diesen ,Bestimmungen 
des Bundes-Personalvertretungsgesetzes verfolgt 
wird, bedarf keiner näheren Erläuterung, son­
dern liegt auf der Hand: Nämlidl dem fr~i ge­
wählten Personalvertreter durch mit dem Schein 
des R~chtes verbrämte gesetzliche Anordnungen 
von vornherein einzuschüchtern, indem ihm be­
wußt gemacht wird, daß der Dienstgebervertre­
ter als Behörde ihn beaufsichtigt, über seine 
Handlungen zu Gericht sitzt und ihn diskre­
ditieren 'sowie letzten Endes sogar entfernen 
kann. Daß ein wenn auch frei gewähltes Organ 
unter diesen Voraussetzungen kein wirksamer 
Vertreter der Interessen der ihn wählenden 
Bunde'sbediensteten sein kann, bedarf nach Auf­
fassung der soz,ialistischen Abgeordneten wohl 
kein'es weiteren Nachweises. 

B. Ein anderer (leitender Grundsatz für die 
Einrichnung betrieblicher beziehungsweise dienst­
stellenmäßiger Interessenvertretungen ist, daß 
dem gewählten Dienstnehmervertreter Beschwer­
derechte zur Verfügung stehen müssen, um den 
von ihm vertretenen Dienstnehmer gegen be­
stimmte Maßnahmen des Dienstgehers zu 
schützen. Der Entwurf des Bundes-Personalver­
tretungsgesetzes sieht solche ßeschwerderechte 
nicht vor. ' 

Nach § 10 des Entwurfes hat der Dienst­
stellenausschuß bei Maßnahmen, bei denen mit 
ihm das Einvernehmen zu pflegen ist, bloß das 
Recht, Einwendungen zu erheben und Gegen­
vorschläge zu machen. Ferner kann er verlaagen, 
daß der Leiter der Dienststelle mit ihm über 
Anträge, Anregungen und Vorschläge in Bera­
tungen eintritt. Kommt eine Einigung nicht zu­
stande, so geht unter weiteren Voraussetzungen 
die Zuständigkeit, Maßnahmen anzuordnen, auf 
den Leiter der übergeordneten Dienststelle und 
schließLich auf den Leiter der Zentralstelle, ins­
besonder,e . den Bundeskanzler und die übrigen 
Bundesminister, über, die end g ü I t i g ent­
scheiden. Da diese Entscheidungen nicht in Form 
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eines verwaltungs behördlichen Bescheades erge- I gung oder Versetzung inden zeitlichen Ruhe­
hen, hat schon aus diesem Grund die Personal- stand mit Beschwerde Rechtss,chutz zu gewähren, 
vertretung' keine Möglichkeit, eine über dem kann von den sozialistischen Abgeordneten nicht 
Leiter der Zentralstelle (Bundeskanzler bezie- zugestimmt werden. 
hungsweise Bundesminister) stehende Instanz 
anzurufen und Abhilfe zu verlangen. Der frei 
g,ewählte. Personalvertreter wird nach dieser 
rechtlichen Konstruktion bei wichtigen Ange­
legenheiten, insbesondere den alIgem~inen Per­
sonalangelegenheiten, in die Rolle eines Bitt­
stellers gedrängt, ,de~ zwar bis zum höchsten 
Verwaltungsorgan gehen kann, aber keine recht­
lichen Mittel zur Hand hat, wenn er letztlich 
abschlägig beschieden wird. 

In anderen, für die zu vertretenden Bundes­
bediensteten noch wichtigeren Angelegenheiten, 
nämlich bei Neuaufnahmen, Dienstzutei)ungen, 
Versetzungen, Pragmatisierungen, ,Beförderun­
gen und üherstcllungen, steht der Personalver­
tretung nach dem Entwurf der OVP-Alleinregie­
rung nicht einmal ,d~e eben beschriebene Inter­
ventionsmöglichkeit an die jeweils höhere Dienst­
stelle zu; der Personalvertretung sind diese Maß­
nahmen oder die kbsicht, sie durchzuführen, 

lediglich mit z LI t eil e n. 
Die sozialistischen Abgeordnet,en sind der 

überzeugung, daß es in Anbetracht dieser gerin­
gen Rechte der Personalvertreter unmöglich ist, 
den R,egierungsentwurf als eine taugli,che Grund­
lage für die Einrichtung einer solchen Personal­
vertretung anzusehen, die diesen Namen ver­
dient. Die schon erwähnte Beschränkung des 
Personalvertreters auf die Rolle eines Bittstellers, 
der sogar bei offenkundigen Gesetzwidrigkeiten 
keine Abhilfe durch eine Beschwerde an eine 
außerhalb der Zentralsteile stehende Instanz 
schaffen kann, muß auch zu einer Diskreditie­
rung des Personalvertreters in den Augen der 
Bundesbediensteten führen. Wie sollte er denn 
regelmäßig wichtigste Rechte der Bediensteten 
wirksam wahrnehmen, wenn Bedienstete in der 
Hoffnung, Rechtsschutz zu erlang~n, sich an ihn 
wenden, er aber immer wieder einbekennen muß, 
daß ihm taugliche rechtliche Handhaben fehlen? 

Die wirksame Wahrnehmung von Rechten der 
Bediensteten gegenüber der Dienstgeberseite ist 
aber ein u n ab d i n g bar e I' Grundsatz bei der 
Einrichtung einer betrieblichen beziehungsweise 
dienststellenmäßigen Interessenvertretung. Es 
genügt, auf die den Betriebsräten nach 
dem Betriebsrätegesetz e1ngeräumten Befugnisse 
- insbesondere die Möglichkeit, das Einigungs­
amt anzurufen - hinzuweisen. Es ist nicht ein­
zusehen, weshalb der öffentlich Bedienstete im 
BUl1Jdesdienst gegenüber seinlern Dienstgeber 
schlechter gestellt sein soll als der Dienstnehmer, 
auf den das Btriebsrätegesetz Anwendung findet. 
Einem Personalvertretungsgesetz, das der Per­
sonalvertretung nicht zumindest die Befugnis 
einräumt, den Bundesbediensteten bei Kündi-

Zusammenfassend stellen die sozialistischen 
Ahgeordnet,en fest, daß der Entwurf des Bundes­
Personalvertretungsgesetzes ein weiteres Beispiel 
dafür bietet, wie die öVP-Alleinregierung, die 
stets wortreiche Bekenntnisse zum Rechtsstaat 
ablegt, im Gegensatz zu diesen Lippenbekennt­
nissen mit Unterstützung der öVP-Abgeordne­
ten in der Praxis vorgeht: Wo der verantwor­
tungsbewußte Staatsbürger - wie der frei ge­
wählte Personalvertreter bei der Erfüllung seinet· 
Aufgaben - eine behördliche Kontrolle seines 
Verhaltens durchaus entbehren kann, wird er 
nach polizeistaatlidlen Grundsätzen unter Auf­
sicht gestellt; wo aber das Rechts's'taatsprinzip 
den Schutz sozialer Interessen - wie den Rechts­
schutz der Bundesbediensteten durch ihre Per­
sonalvertretung - verlangt, wird ein Rechts-
weg verweigert. 

II 

Wie bereits erwähnt, haben sich di,e sozialisti­
schen Abgeordneten keineswegs damit 'begnügt, 
bloß die dargelegte Kritik am Entwurf des Per­
sonalvertretungsgesetzes zu üben und dieses in 
seiner derzeitigen Fassung abzulehnen. Sie waren 
vielmehr darüber hinaus bemüht, durch kon­
struktive Abänderungsanträge eine solche Fas­
sung ,dieses wichtigen Gesetzes zu erreichen, die 
einen ausreichenden Rechtsschutz für den Bun­
desbediensteten durch 'seine Personalvertretung 
verbürgt und die Bevormundung der Personal­
vertretung durch Organe des Di.enstgebers besei­
tigt. Zu ,den im nachstehenden wiedergegebenen 
Abänderungsanträgen, die von den OVP-Ab­
geordneten abgelehnt wurden, wir,d im einzdnen 
bemerkt: 

1. Zu § 2 Abs. 3: 

Es sind Fälle denkbar, in denen der von einer 
dienstlichen Maßnahme betroffene Bundesbedien~ 
stete zum Beispiel aus Gründen der vertraulichen 
Behandlung seiner Angelegenheit die Vertretung 
durch einen Ang,estellten einer Berufsvereinigung 
gegenüber der durch ,einen zum Personalver­
treter gewählten Kollegen vorzieht. Diese Mög­
lichkeit soll dem Bediensteten gewahrt bleiben. 

Die Ausschaltung des Wortes "übrigen" ist 
vorzusehen, weil dieses den unzutreffenden Ein­
druck zu erwecken geeignet ist, bei den nach dem 
Dienststellenprinzip eingerichteten Personalver­
tretungen handle es sich um Be ruf s vereini­
gungen. 

• 
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2. Zu § 3 Abs. 5: 

Ohne auf die rechtlich bereits an sich verfehlte 
Wendung "Die Gesamtheit der vorn einem Zen­
tralaussmuß vertretenen Bediensteten besitzt 
Remtspersönlimkeit." näher einzugehen, ist fest­
zuhalten, daß ein sinnvoller Grund für diese 
Anordnung nimt besteht. Da für die samlimen 
und personellen Erfordernisse der Personalver­
tretung durch § 29 des Entwurf,es ohnedies Vor­
sorge getroffen wird, ist es ni,mt erforderlim, 
der Gesamtheit der Perscinalvertretungen eines 
Ressorts die mit der Remtspersönlimkeit ver­
bundene Fähigkeit einzuräumen, Träger von 
Vermögens.remten zu sein. Vergleimsweise sei 
etwa auf die Bestimmungen des Betriebsräte­
gesetzes hingewiesen, die die Zuerkennung der 
Remtspersönlichkeit an Betriebsräte nimt vor­
sehen. Um allfälligen Unklarheiten bei der An­
wendung des Gesetzes vorzubeugen, empfiehlt 
sim die vorgeschlagene Fassung. 

3. Zu § 9 Abs. 2 und 3: 

Um einen 'wirksamen Schutz der Bundesbe­
diensteten zu. sichern, ist es erforderlich, den 
Aufgabenbereich des Dienststellenausschusses um 
die im § 9 Abs. 3 l;t. a und b angeführten Maß­
nahmen (Neuaufnahmen, Dienstzuteilungen, 
Versetzungen, Pragmatisierungen, Beförderungen 
und überstellungen) zu erweitern. Dies hat im 
Zusammenhalt mit den Bestimmungen des § 10 
in der von den sozialistischen Abgeordneten be­
antragten Fassung zur Folge, daß auch bei diesen 
Maßnahmen das Einvernehmen mit dem Dienst­
stellenausschuß zu pflegen ist und smließlim der 
Verwaltungsgerichtshof angerufen werden kann. 
Dementsprechend ist der Anwendungsbereich des 
§ 9 Abs. 3 einzusmränken. 

4. Zu § 10 Abs. 6 bis 8: 

Im Gegensatz zu den Ausführungen in den 
Erläuternden Bemerkungen zur Regierungsvor­
lage ("Letzten Endes hat der zuständige Bundes­
minister zu entscheiden, der rechtlich und 
politisch dem Parlament verantwortlich ist und 
der überdies der Kontrolle des Verwaltungs-und 
Verfassungsgerichtshofes unterliegt." vgl. 
S. 17), die den unrichtigen Eindruck zu erwecken 
geeignet sind, es könne gegen eine nach § 10 
Abs. 6 in der Fassung der Regierungsvorlage vom 
zuständigen Bundesminister getroffene Entsdlei­
dung der Verwaltungs gerichtshof oder der Ver­
fassungsgerichtshof angerufen werden, bietet der 
Wo r t lau t des § 10 Abs. 6 der Regierungsvor­
lage keinen Anhaltspunkt für die Annahme, daß 
sich die Entscheidung des zuständigen Bundes­
ministers als ein vor den Gerichtshöfen des 
öffentlichen Rechts bekämpfbarer Besdleid im 
Rechtssinne darstellt. Um jedoch ausreichenden 
Remtsschutz zu gewährleisten, sieht die .von den 

sozialistischen Abgeordneten beantragte Fassung 
des § 10 Abs. 6 ausdrücklich vor, daß der Leiter 
der Zentralstelle dur c h Be s ehe i d 'zu ent­
scheiden hat. Die bei Erlassung dieses Besmeides 
zu beachtenden materiellen Voraussetzungen sind 
im Abs. 7, die Anfechtbarkeit dieses Bescheides 
im Abs. 8 festgelegt. Bemerkt wird, daß der zu 
erlassende Bescheid von der zu setzenden dienst­
lichen Maßnahme zu unterscheiden ist; mit ihm 
wird nur über die Zulässigkeit und die Gestaltung 
dieser Maßnahmen abgesprochen, wogegen diese 
selbst in der für sie vorgesehenen Rechtsform zu 
ergehen' hat. 

5. Zu § 10 a: 

Ein Personalvertretungsgesetz, das der von den 
Bediensteten gewählten Personalvertretung nicht 
mindestens die Befugnis einräumt, der Kündigung 
eines in einem provisorismen öffentlich-recht­
limen oder in einem vertraglichen Dienstverhält~ 
nis stehenden Bediensteten sowie eines zeitvet­
pflichteten Soldaten zu widersprechen und im 
Falle einer negativen Entscheidung Rechtsschutz­
maßnahmen im Interesse des gekündigten Be­
diensteten zu ergreifen, würde - wie oben be­
reits dargelegt - gegen einen wesentlimen 
Grundsatz der betrieblichen beziehungsweise 
dienststellenmäßigen Interessenvertretung ver­
stoßen. Es waren sohin entsprechende Bestimmun­
gen vorzusehen, die es der Personalvertretung 
insbesondere gestatten, eine gegen ihren Willen 
vorgenommene Kündigung durch Beschwerde an 
den yerwaltungsgerichtshof zu bekämpfen. Her­
vorgehoben wird, daß der über die Zulässigkeit 
der Kündigung zu erlassende Bescheid vom Aus­
spruch der Kündigung zu untersmeiden ist; im 
Falle seiner Aufhebung verliert die Kündigung 
ihre Remtswirksamkeit. 

Da aum die Versetzung in den zeitlichen 
Ruhestand eine besondere Härte für den Be­
diensteten darstellen kann, ist vorgesehen, daß 
die die Kündigung betreffenden Bestimmungen 
sinngemäß Anwendung finden. Hiebei wird vor­
ausgesetzt, daß naturgemäß das zuständige 
Organ der Personal vertretung nur in sachlich ge­
rechtfertigten Fällen der. Versetzung in neh zeit­
lichen Ruhestand widersprechen wird, wie zum 
Beispiel in einem Fall nach § 73 der Dienst­
pragmatik. 

6. Zu § 27: 

Wenngleich die§§ 25 Abs. 1 und 28 der Re­
gierungsvorlage einen gewissen Schutz der Pet­
sonalvertreter beziehungsweise der Mitglieder 
der Wahlausschüsse vorsehen, ist dieser viel zu 
gering, um eine' unbefangene Ausübung ihres 
Amtes zu gewährleisten. In§ 27 wird daher ein 
wirksamer Rechtssmutz in bezug auf Kündigun-
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gen vorgesehen. Zur KlarsteIlung ist angeordnet, 
daß Personalvertreter und Mitglieder von Wahl­
ausschüssen zusätzliCh den Rechtsschutz gemäß 
§ 10 a genießen. 

7. Zu §§ 39 und 40: 

Das "Aufsichtsrecht" der Bun~desregierung be­
ziehungsweise ihrer Mitglieder über die Organe 
der Personal vertretung hat aus den bereits ange­
führten· Gründen zu entfallen. 

Dagegen sieht der sozialistische Abänderungs­
antrag vor, ähnlich der nach den Bestimmungen 
des Wehrgesetzes eingerichteten Beschwerde­
kommission eine besondere parlamentarische Be­
schwerdekommission für die Angelegenheiten der 
unter das Bundes-Personalvertretungsgesetz 
fallenden Bundesbediensteten zu schaffen. Die 
Einrichtung einer solchen Beschwerdekommission, 
die von den Bundesbediensteten in ihren Ange­
legenheiten unmittelbar oder mittelbar mit Be­
schwerde angerufen werden kann, entspricht 
nach Auffassung der sozialistischen Abgeordneten 
einem echten Bedürfnis der Bundesbediensteten: 
Ihnen soll die Möglichkeit eröffnet werden, ihre 
Personalangelegenheiten erforderlichenfalls auch 
an eine a u ß e r hai b der Ver wal tun g 
stehende Einrichtung von hoher Autorität heran­
zutragen. Bei Einrichtung einer solchen Kom­
mission empfiehlt es sich ferner, ihr auch die Be­
urteilung von Fällen der Meinungsverschieden­
heit zwischen einem Zentralausschuß und dem 
Leiter der Zentralstelle zu übertragen. Die vor­
gesehene Kommission soll zwar nicht befugt sein, 
rechtswirksame Entscheidungen zu treffen. ihre 
Befugnis jedoch, Empfehlungen zu beschließen, 
wird im Hinblick auf ihre hohe Autorität zu­
reichen, allfällige von ihr festgestellte Mißstände 
in Personalangelegenheiten abzusteIlen~ 

Die von den sozialistischen Abgeordneten ein­
gebrachten Abänderungsanträge lauten wie folgt: 

1. An die Stelle des Wortlautes des § 2 Abs. 3 
der Regierungsvorlage hat der folgende Wortlaut 
zu treten: 

,,(3) Der Aufgabenbereich der gesetzlichen und 
der auf freiwilliger Mitgliedschaft beruhenden 
kollektivvertragsfähigen Berufsvereinigungen 
wird durch dieses Bundesgesetz nicht berührt. 
Diese Berufsvereinigungen können auch unab­
hängig von den Organen der Personalvertretung 
ihre Mitglieder in allen Bereichen vertreten." 

2. An die Stelle des Wortlautes des § 3 Abs. 5 
der Regaerungsvorlage hat der folgende Wortlaut 
zu tret,en: 

,,(5) Den O!1ganen der Personalvertretu.ng 
kommt Rechtspersänlichkeit nicht zu." 

3. An die Stelle des Wortlautes des § 9 Abs. 2 
der Regierungsvorlage hat der folgende Wortlaut 
zu treten: 

,,(2) Mit dem Dienststellenausschuß ist das 
Einvernehmen zu pfleg,en (§ 10): . 

a) in allgemeinen Personalangelegenheiten, die 
nach ihrer Bedeutung nicht über den Wir­
kungsberelich des DienststeHenausschusses 
hinausgehen;' . 

b) bei der Urlaubseinteilung oder deren Ab- . 
änderung; 

c) bei der Ers,tellung und Abänderung eines 
Dienstplanes ; 

d) über Neuaufnahmen, Dienstzuteilungen 
und Versetzungen von Bediensteten, und 
zwar bevor diese Verfügungen getroffen 
werden, m Dringlichkeitsfällen jedoch 
spätestens am Tage ihres Wirksamkeits­
beginnes,; 

e) über Anträge des Dienststellenleiters auf 
übernahme von Bediensteten in das öffent­
lich-rechtliche Dienstverhältnis, auf Beför­
derungen oder auf übersteIlung von Be­
diensteten und zwar vor der Stellung der 
Anträge." 

4. An die Stelle des Wortlautes des § 9 Abs. 3 
der Regierungsvorlage hat der folgende W ort­
laut zu treten: 

,,(3) Dem Dienststellenausschuß sind die Ein­
leitung eines Disziplinarverfahrens und die Art 
der Beendigung ,dieses Verfa.hrens, und zwar un­
mittelbar nach der Einleitung oder Beendigung 
des Vel'fahrens, mitzuteilen." 

5. An die Stelle des Wortlautes des § 10 Abs. 6 
der Regierungsvorlage hat der folgende Wortlaut 
Zu treten: 

,,(6) Wird zwischen den sachlich für die Be-' 
handlung der Angelegenheit berufenen Organen 
der Zentralstelle und dem zuständigen Zentral­
ausschuß kein Einvernehmen erzielt, so entschei­
det der zuständige Leiter der Zentralstelle nach 
Anhörung des Zentralausschusses durch Be­
scheid." 

6. Der Absatz 7 des § 10 der Regierungsvor­
lage hat zu entfallen. 

7. Dem § 10 der Regierungsvorlage sind fol­
g,ende Absätze anzufügen: 

,,(7) Die Erlassung des Bescheides nach Abs. 6 
hat nach dem Grundsatz zu erfolgen, daß die zu 
treffende Maßnahme in den dienstlichen Verhält­
ncrssen zwingend begründet ist und soziale sowie 
dienstred1tlich,e Härten für die Bediensteten ver­
mieden werden. Kann eine soziale oder dienst­
rechtliche Härte jedoch nicht gänzlich vermieden 
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werden, ist so vorzugehen, daß nur eine mög­
lichst geringe Zahl von Bed~ensteten hiedurch be­
troffen wird. 

(8) Gegen ein,en Bescheid nach Abs. 6 kann der 
Zentralauss·chuß Beschwerde an den Verwaltungs-­
gerichtshof wegen Rechtswidrigkeit erheben 
(Art. 131 Abs. 2 B.-VG.), wenn und insoweit 
der Bescheid dem Standpunkt des Zentralaus­
schusses nicht Rechnung trägt." 

8. Nach § 10 der Regierungsvorlage 1St als 
§ 10 a einzufügen: 

,,§ 10 a. (1) Ein in einem provisorischen öffent­
lich-rechtlichen oder in einem vertraglichen 
Dienstverhältnis stehend;er Bediensteter darf nur 
mit Zustimmung des zuständigen Ausschusses ge­
kündügt werden,es sei denn, ·auf den Vertrags­
bediensteten trifft der Kündigungsgrund des § 32 
Abs. 2 lit. i des Vertragsbedienstetengesetzes 
1948 Zu. 

(2) Spricht sich der Ausschuß gegen die Kündi­
gung aus (Abs. 1), so geht die Zuständigkeit, das 
Dienstverhältnis zu kündigen, auf den Leater der 
Zentralstelle über. Dieser hat sich vor dem Aus­
spruch der Kündigung mit dem für den Bedien­
steten zuständigen Zentralausschuß zu beraten. 

(3) Stimmt der Zentralausschuß nach durch­
geführter Beratung der Kündigung gleichfalls 
nicht zu, so hat der Leiter der Zentralstelle, 
falls er die Kündigung dennoch vornnmrnt, unter 
Bedachtnahme auf die vom Zentralausschuß vor­
gebrachten Umstände mit Bescheid festzustellen, 
daß die Kündigung für den Dienstnehmer keine 
soziale oder dienstrechtliche Härte bedeutet und 
in den dienstlichen Verhältnissen begründet ist. 

(4) Geg.en einen Bescheid nach Abs. 3 kann 
der Zentralausschuß Beschwerde an den Verwal­
tungsgerichtshof wegen Rechtswidrigkeit erheben 
(Ar-t. 131 Abs. 2 B.-VG.), wenn er der Kündi­
gung nicht zugestimmt hat. 

(5) Im Falle der Aufhebung des Bescheides nach 
Abs. 3 v·erliert die Kündigung ihre Rcechtswir~­
samkeit. 

(6) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 5 gelten 
für die Versetzung eines Bediensteten in den 
zeitlichen Ruhesta,nd außerhalb eines Disziplinar­
verfahrens sinngemäß." 

9. An die Stelle des Wortlautes des § 27 Abs. 1 
,der Regierungsvorlage hat folgender Wortlaut zu 
treten: 

,,(1) Ein Personalvertreter und ein Mitglied des 
Wahlausschusses dürfen während der Dauer ihrer 
Funktion nur mit ihrem Willen zu einer anderen 
Dienststelle versetzt oder einer anderen Dienst­
stelle zugeteilt oder außer aus dem Grunde der 
Dienstunfähigkeit in den zeitlichen Ruhestand 
versetzt werden. Gesetzliche Vorschriften über 
die Versetzung auf Grund eines Disziplinarver~ 
fahrens bleiben unberührt." 

10. An die Stelle des Wortlautes des § 27 Abs. 3 
der Regierungsvorlage hat folgender Wortlaut zu 
treten: 

,,(3) Spricht sich der Ausschuß gegen die Kün­
digung (Abs. 2) aus, so .geht die Zuständigkeit, 
das Dienstverhältnis zu kündigen, auf den Leiter 
der Zentralstelle über. Dieser hat sich vor dem 
Ausspruch der Kündigung mit dem für den Be­
diensteten zuständigen Zentralausschuß (Zentral­
wahlausschuß) zu beraten." 

11. Dem § 27 der Regierungsvorlage sind fol­
gende Absätze anzufüge,n: 

,,(4) Stimmt der Zentralausschuß (Zentridwahl­
auschuß) nach durchgeführter Beratung der Kün­
digung gleichfalls nicht zu, so hat der Leiter der 
Zentralstelle, falls er die Kündigung dennoch 
vornimmt, unter Bedachtnahme auf die von 
Seiten des Zentralausschusses (Zentral wahl aus­
schusses) vorgebrachten Umstände mit Bescheid 
festzustellen, daß der Grund für die Kündigung 
de.s Personalvertreters (des Mitgliedes eines 
Wahlausschusses) weder in seiner Tätigkeit in 
Gewerkschaften, noch in seiner Tätigkeit als Per­
sonalvertreter (Mitglied eines WahIaus·schusses) 
noch in seiner Bewerbung um die Bestellung zum 
Personalvertreter gelegen ist. ' 

(5) Gegen einen Bescheid nach Abs. 4 kann 
der Zentralausschuß (Zentralwahlausschuß) Be­
schwerde an den Verwaltungsgerichtshof wegen 
Rechtswidrigkeit erheben (Art. 131 Abs. 2 
B.-VG.), wenn er der Kündigung nid1t zuge­
stimmt hat. 

(6) Im Falle der Aufhebung des Bescheides nach 
Achs. 4 verliert die Kündigung ihre Rechtswirk­
samkeit. 

(7) überdies genießt der Personalvertreter (das 
Mitglied des Wahlausschusses) den Rechtsschutz 
gemäß § 10 a. . 

(8) Wird ein Hochschulassistent zum Personal­
vertreter gewählt und würde seine Bestellungs­
dauer während der Funktionsdauer enden, so 
verlängert sich das Dienstverhältnis bis zum 
Ende der Funktion als Personalvertreter. Besitzt 
der betreffende Hochschulassi~tent noch nicht die 
Lehrbefugnis als Hochschuldozent, so erfolgt die 
Verlängerung jedoch nur bis zu den im § 6 
Abs. 6 des Hochschulassistentengesetzes 1962, 
BGBI. Nr. 216 festgesetzten Fristen. Im Falle des 
§ 6 Abs. 5 des Hochschulassistentengeseties 1962 
wird das Dienstverhältnis nicht verlängert." 

12. An die Stelle der §§ 39 und 40 der Re­
gierungsvorlage samt überschrift treten folgende 
Bestimmungen: 

"Beseh werde kommission 

§ 39. (1) Es wird eine Beschwerdekommission 
für die Personalangelegenheiten der unter dieses 
Bundesgesetz fallenden Bundesbediensteten ein­
gerichtet. 
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(2) Der Beschwerdekommission gehören der 
für die in Betracht kommende Personalangelegen­
heit jeweils zuständige Bundesminister mit be­
ratender Stimme und fünf Vertreter der im 
Hauptausschuß des Nationalrates vertretenen 
politischen Parteien an. Die Vertreter der poli­
tischen Parteien sind von diesen nach dem Ver­
hältnis ihrer Vertretung im Hauptausschuß des 
Nationalrates zu eThts:endenj sie haben einen Vor­
sitzenden aus ihrer Mit~e mit einfacher Stimmen­
mehrheit zu wählen. 

(3) Di,: Beschwerdekommission hat unmittel­
bar ooer durch das für den Bediensteten zustän­
dige Organ der Personalvertretung eingebrachte 
Beschwerden entgegenzunehmen, zu prüfen und 
über ihre Erledigung Empfehlungen zu be­
schließen. 

(4) Wird die Beschwerde durch den Bedien­
steten· unmittelbar eingebracht, so hat die Be-

smwerdekommission eine Stellungnahme der 
zuständigen Personalvertretung einzuholen. 

(5) Die Besdlwerdekommission hat sich ohne 
Mitwirkung der zuständigen Bundesminister eine 
Gesdläftsordnung zu geben. 

§ 40. Die Besdlwerdekommission kann aum 
von einem Zentralausschuß im Falle von 
Meinungsverschiedenheiten zwischen diesem und 
dem Leiter der Zentralstelle angerufen werden, 
wenn für für Entscheidung hierüber ein Rechts­
behelf in diesem Bundesgesetz nicht vorgesehen 
ist. Dies gilt insbesondere, wenn im Falle des § 4 
Abs. 2 ein Einvernehmen nicht erzielt werden 
kailln.' , 

13. Der § 41 der Regierungsvorlage hat·zu ent­
fallen. 

Erich Hofstetter Robert Weisz Alfred Ströer 
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